
Mit elf Sonderzügen und ei-
ner Flotte von Bussen wa-

ren Teilnehmer aus allen Teilen 
der Republik nach Berlin gekom-
men. Dass letztlich etwa 20 000 
Menschen mehr zur Tribüne am 
Großen Stern in den Tiergarten 
kamen, als von den Organisa-
toren angemeldet, zeigt, dass die 
akute Betroffenheit durch die Kri-
se groß ist. Das deutet auch da-
raufhin, dass viele Berliner und 
Gewerkschafter aus dem Umland 
sich für die Losung des Tages 
stark machten: »Die Krise be-
kämpfen. Sozialpaket für Europa! 
Die Verursacher müssen zahlen.« 
Ein Zukunftsinvestitionsprogramm 
und ein »drittes Konjunkturpro-

gramm – und das nicht erst zu 
den Bundestagswahlen« forderte 
DGB-Vorsitzender Michael Som-
mer unter dem Beifall der Kund-
gebungsteilnehmer. 

Skrupellose Finanzhaie und Ka-
sino-Kapitalisten hätten die Krise 
verursacht und die Welt an den 
Rand einer Katastrophe gebracht. 
Nun sei »Umkehr überfällig«. Die 
Politik sei gefordert, dafür zu sor-
gen, dass die Opfer der Krise 
nicht noch die Kosten aufgebür-

det bekommen. »Die Verursacher 
müssen zahlen!«, forderte Som-
mer. Die Gewerkschaften hätten 
klare Forderungen, damit künftig 
Spekulationen eingedämmt, Leer-
verkäufe verboten sowie Hedge-
fonds und Ratingagenturen kon-
trolliert würden. »Wir benötigen 
heute wirksame europäische Richt
linien zur Kontrolle der Finanz-
märkte«, erklärte der DGB-Chef. 
Um den »Brutalkapitalismus zu 
zähmen« brauche es »ein an-
deres, besseres und soziales Euro-
pa«. Er forderte eine »rechtlich 
verbindliche soziale Fortschritts-
klausel«, die sozialen Rechten 
Vorrang gegenüber den Freihei
ten des Binnenmarktes sichere. 

»We want a new Social Deal 
now!«, bekräftigte John Monks, 
Generalsekretär des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes. Er sieht 
die gegenwärtige Krise auch als 
Chance, Forderungen wie nach 
gerechter Entlohnung für alle 
»zusammen und damit effek-
tiver« in Europa voranzubringen.

Insgesamt demonstrierten zu 
diesem Aktionstag 330 000 Men-
schen – in Prag, Brüssel, Madrid 
und anderswo. � neh
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Johannisfest
Am 27. Juni feiert der ver.di- 
Fachbereich, diesmal ge
meinsam mit dem Karl- 
Richter-Verein und der  
Fachbereichsjugend von 
medien.k.ind, das nunmehr 
7. Johannisfest. Nicht nur 
Jünger und Mägde der 
Schwarzen Kunst sind in das 
Haus der Buchdrucker 
eingeladen, wo ab 16 Uhr 
tänzerische Überraschungs-
beiträge, Boxen und Musik, 
ein ungewöhnlicher Zoo, 
ein DJ sowie traditionell 
Schusterjunge und Zwiebel-
fisch auf ein munteres  
Publikum warten (s. S. 15).

Aus dem  
Inhalt

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Wir schlagen Alarm
100 000 in Berlin gegen Finanzhaie und für ein soziales Europa

Leider wenig lustig: Demonstrant in Berlin – einer von 330 000, die zum europäischen Aktionstag Farbe 
bekannten: wehr di!

»Wir machen Alarm« hieß es auf ver.di-T-
Shirts und Transparenten. Sie waren zum Akti-
onstag am 16. Mai 2009 in der Menge der De-
monstrationszüge und bei der Kundgebung 

nicht zu übersehen. Der DGB hatte zum Protest 
gegen Kasino-Kapitalismus aufgerufen und 
verlieh so der gewerkschaftlichen Forderung 
nach einem Sozialpaket für Europa Nachdruck.

Eine Umkehr ist

 überfällig
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Der Dauerbrenner Pressefu
sionskontrolle ist wieder in 

der medienpolitischen Debatte auf
getaucht. Aktuell dafür gesorgt 
hat der Zeitungsverlegerverband 
Nordrhein-Westfalen (ZVNRW), in
dem er fordert, die gesetzlichen 
Regelungen zur Fusion von Verla-
gen zu vereinfachen. Genauer ge
sagt: Durch eine Änderung des 
Paragrafen 36 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkun
gen (GWB) sollen auch Nachbar-
verlage fusionieren dürfen, wenn 
sie seit zehn Jahren nicht konkur-
riert haben. Diese scheinbar klei-
ne Veränderung im GWB würde 
die bisherige Pressefusionskon-
trolle weitgehend aushebeln. 

Es scheint, als nähmen einige 
Verlage die derzeitige Wirtschafts
krise zum Anlass, lange gehegte 
Fusionspläne wieder aus den 
Schubladen zu kramen. Die ak
tuelle Krise gesellt sich allerdings 
nur zur strukturellen Krise der 
Branche hinzu, die schon weit 
früher eingesetzt hat, und auf die 
bis heute schlagkräftige Antwor-
ten fehlen. 

Eine wachsende Zahl von Men-
schen informiert sich online, an-
statt eine gedruckte Tageszeitung 
zu kaufen. Das gilt insbesondere 
für die Jüngeren. Die Verleger 
wollen mit ihren Inhalten – ver-

ständlicherweise – breit im Netz 
vertreten sein, um den Anschluss 
nicht zu verlieren. Doch noch im-
mer weiß keiner genau, wie man 
im Netz wirklich Geld verdienen 
soll. Hinzu kommt, dass globale 
Player wie Google ihre Angebots
palette immer weiter mit frem-

den Inhalten, wie bei Google 
News, ausbauen. Das verschafft 
zwar Google ordentliche Einnah-
men, den Verlegern aber nicht. 

Der Ruf nach Fusionen ist aus 
Verlegersicht nachvollziehbar. Aber 
sagen wir es ganz deutlich: Jede 

Fusion von Verlagen bedeutet zu-
nächst immer eine Abnahme der 
Anbietervielfalt. Und wo die pu-
blizistische Vielfalt abnimmt, ist 
die demokratische Meinungs- und 
Willensbildung, die sich zu großen 
Teilen ja aus medialer Information 
speist, in Gefahr. Medienpolitisch 

sind weitere Fusionen inakzep
tabel, denn Medien sind keine 
Ware wie jede andere. Schon 
heute besteht der Pressemarkt in 
Deutschland im lokalen und re
gionalen Bereich fast nur noch aus 
Ein-Zeitungs-Kreisen. Das heißt, 

in vielen Gebieten fehlt für die 
Lokalzeitung eine die Meinungs-
landschaft belebende Konkurrenz. 
Würden Fusionen von Nachbar-
verlagen nun erlaubt, wären die 
Folgen absehbar: Die bereits 
bestehenden Ein-Zeitungs-Kreise 
würden lediglich geografisch 
wachsen. Die Medienlandschaft 
würde noch eintöniger. Die Be-
dingung, dass die Verlage zehn 
Jahre nicht miteinander in Kon-
kurrenz gestanden haben sollen, 
macht den Vorschlag nicht plau-
sibler. Wenn sich die Verleger mit 
ihrer Forderung nach einer Ge-
setzesänderung durchsetzen, hät
te dies eine noch stärkere Heraus-
bildung von regionalen Zeitungs-
monopolen zur Folge.

Anstatt also Fusionen zu er-
möglichen, sollte man vielmehr 
darüber nachdenken, wie die 
Vielfalt auf dem deutschen Zei-
tungsmarkt wirklich erhalten wer-
den kann, und ob nicht gerade in 
Zeiten der Krise weitere Mecha-
nismen der Presseförderung not-
wendig sind. Derartige Möglich-
keiten gäbe es viele, wie ein Blick 
in unsere europäischen Nachbar-
länder zeigt. Denn darin sind wir 
uns doch alle einig: Die Presse 
muss vielfältig bleiben, sonst ver-
lieren wir einen wichtigen Bau-
stein unserer Demokratie. 
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Pressefusionen 

sind Gift 

für die Vielfalt

Auf ein Wort
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Stephan Kolbe, Koordinator für Medienpolitik in der 
ver.di-Bundesverwaltung

Die 21jährige Hélène Berr er-
zählt, ein geheimes Tagebuch 
führend, vom widerständigen Le-
ben im nazibesetzten Paris. Als 
Jüdin stigmatisiert und ausge-
grenzt, universalisiert sie ihr 
Schicksal, indem sie es als Teil des 
Schicksals aller Naziverfolgten, 
jenseits von Judentum und Zio-
nismus, begreift. Als Tochter ei-
ner großbürgerlichen Familie pri-
vilegiert, universalisiert sie, indem 
sie eine engagierte Brüderlichkeit 
zu leben versucht, wie sie »Leute 
aus dem Volk« vorleben. 

Als Frau in eine festumgrenzte 
Rolle hineingeboren, universali-
siert sie gleichwohl ihre Möglich-
keiten als suchender Mensch, in-
dem sie behutsam und wach an 
den vielfältigen Entstehungspro-
zessen menschlicher Bindungen 
teilnimmt: »Die Freundschaften, 

die hier in diesem Jahr geschlos-
sen wurden, sind geprägt von ei-
ner Aufrichtigkeit, einer Tiefe und 
einer Art ernster Zärtlichkeit, die 
kein Mensch je begreifen kann. 
Es ist ein Geheimpakt, besiegelt 
im Kampf und in den Prüfungen.« 
Erst im Strom dieser Prüfungen 
entsteht für sie eine Liebe. Ein 
nichtjüdischer Franzose polnischer 
Herkunft, der später in den be-
waffneten Kampf gegen Hitler 
zieht, wird ihr Verlobter. 

Sie erzählt von ihrer Persönlich-
keitswerdung im Schatten der 
tagtäglichen Ängste, Demütigun
gen, Verhaftungen und Deporta-
tionen. Als Sozialhelferin vor In-
ternierung geschützt, arbeitet sie 
unter Einsatz ihres Lebens ab 1941 
in einer Geheimorganisation, der 
es gelingt, etwa fünfhundert jü-
dische Kinder vor dem Zugriff der 
Faschisten zu retten. 

Sie studiert Anglistik, schließt 
1942 mit einer Diplomarbeit über 
Shakespeare ab, beginnt mit 
einer Dissertation über den radi
kaldemokratischen Dichter John 
Keats. Geleitet von Keats, keimt 

in ihr der Wunsch, vom Tagebuch 
zum literarischen Schreiben über-
zugehen, »die ganze Wirklichkeit 
auf(zu)schreiben und die tragi
schen Dinge, die wir erleben, in-
dem man ihnen ihren ganzen 
nackten Ernst gibt, ohne etwas 
durch Worte zu verzerren«. Am 
23. März 1944, es ist ihr 23. Ge-
burtstag, wird Hélène Berr nach 
Auschwitz deportiert, später nach 
Bergen-Belsen. Im April 1945, 
fünf Tage vor der Befreiung des 
KZ, wird sie ermordet. 

Die ihre gesamten Aufzeich
nungen durchdringende Frage ist 
die nach den verborgenen, bis ins 
Heute wirkenden Intentionen des 
Faschismus: Verwandlung der Zi-
vilgesellschaft in ein System zur 
Ausschaltung gesellschaftlicher 
Widersprüche. »Es ist ein entsetz
liches Räderwerk«, schreibt Berr, 
»und jetzt sehen wir nur noch die 
Ergebnisse … Niemand denkt 
mehr an die ungeheuerliche Sinn-
losigkeit, niemand sieht mehr 
den Ausgangspunkt, die erste 
Schraube.« – Fünfzig Jahre nach 
Beginn der Tagebuchnotizen trat 

Mariette Job, die Nichte Hélène 
Berrs, in Kontakt mit dem ein-
stigen Verlobten. Er vertraute ihr 
1992 das Manuskript zur Veröf-
fentlichung an. Es musste gesich-
tet und abgeschrieben, zeit- und 
familiengeschichtlich recherchiert 
werden. 2008 konnte das Buch 
endlich erscheinen. Eine Sensa
tion; denn die Jahre der deut-
schen Besetzung, wegen des tau-
sendfältigen Verrats, der damals 
begangen wurde, immer noch 
ein verdrängtes Thema in der 
französischen Gesellschaft, fla-
ckern plötzlich grell und unbe-
quem wieder auf.

Die deutsche Ausgabe hat ein 
erweitertes Glossar. Übersetzerin 
Elisabeth Edl wurde von Mariette 
Job großzügig unterstützt. Be-
hutsam und sprachgenau folgt 
sie dem Original, um »die Unmit-
telbarkeit von Hélène Berrs Stim-
me zu bewahren«.

� Antonín Dick 

Hélène Berr: Pariser Tagebuch 1942-
1944 (Journal 1942 – 1944), Carl Hanser 
Verlag, München 2009, 320 Seiten, 
21,50 Euro, ISBN 978-3-446-23268-6



Constanze Lindemann, die ver.
di-Landesfachbereichsvorsitzen-
de, richtete zur Ausstellungseröff
nung den »gewerkschaftlichen 
Blick über die Grenzen hinaus«. 
Multinationale Konzerne diktieren 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
weltweit. Und Kolumbien sei »für 
Gewerkschafter das gefährlichste 
Land der Welt. 2007 wurden 78 
von ihnen ermordet«. Bei ausstel-
lungsbegleitenden Veranstaltun
gen wurden am 14. Mai vertie-
fende Informationen zu Kolum-
bien geliefert. Am 7. Mai stellte 
eine Debatte mit Betriebsräten 
Bezüge zu Arbeitsverhältnissen 
und Tarifflucht bei Discountern 
hierzulande her. ver.di-Chef Frank 
Bsirske hatte kürzlich betont: 
»Wer in Deutschland aus Angst 
um seinen prekären Arbeitsplatz 
davor zurückschreckt, sich ge-
werkschaftlich zu organisieren, 
wird ebenso von existenzieller 
Furcht bestimmt wie sein Kollege 
aus Südamerika, der dies aus 
Furcht um sein Leben und das 
seiner Familie unterlässt.«� red.

K olumbien! Entführungen, 
Massaker paramilitärischer 

Todesschwadronen, Drogenkrimi-
nalität – das sind Begriffe, die wir 
mit dem so reizvoll an der Pazifik-
küste gelegenen Land verbinden. 
Ein Stück Wirklichkeit aus dem 
Leben seiner Bewohner während 
des bereits vierzig Jahre andauern
den Bürgerkriegs versuchte der 
italienische Fotograf Oscar Paci-
encia einzufangen. Vom 16. April 
bis 22. Mai konnte man in der 
MedienGalerie in der Dudenstra-
ße in die traurigen, von Verfol-
gung, Demütigung, Armut und 
ständiger Angst gezeichneten 
Gesichter blicken. »Das Antlitz 
des Widerstands« nennen die 
Mitglieder des Forschungs- und 
Dokumentationszentrums Chile-
Lateinamerika ihre Ausstellung. 
Bei der Vernissage schilderte Raul 
Zelik, Mitarbeiter der Kolumbien-
kampagne, erschütternde Einzel-
heiten. 

Wie Kleinbauern von ihrem 
Land vertrieben, ja ermordet wer-
den, um Großgrundbesitzern den 
Anbau von Mais, Ölpalmen und 
anderem für die Produktion soge-
nannten Bio-Sprits für Autos zu 
ermöglichen. Von Ausbeutung 
und Entrechtung der Arbeiter in 
Konzernen wie Coca-Cola, die 
den Widerstand der Gewerk-

schaften sogar mit Waffengewalt 
zu brechen suchen.

Ein europäisches Netzwerk, dem 
auch die IG Metall und die Hans-
Böckler-Stiftung angehören, un-
terstützt von der Ökumenischen 
Initiative Mittelamerikas, versucht 

der Paramilitarisierung Kolumbiens 
entgegenzuwirken. Ein schwieri
ges Unterfangen, denn die Hinter
männer, die an den Verbrechen 
verdienen, knüpfen ihre Netze von 
weither über die Grenzen Kolum-
biens hinaus. � Eva Brillke
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Gesichter Kolumbiens
Ausstellung »Das Antlitz des Widerstands« in der Mediengalerie

Eine zweite Folge der Ausstel-
lung »Die Unsichtbaren«, die 
sich mit Ausbildungsaktivitäten 
in den Werkstätten der Stiftung 
Oper in Berlin beschäftigt, wur-
de am 28. Mai in der MedienGa-
lerie eröffnet. Die Schau, die 
»Lehrende und Lernende hinter 
den Kulissen« und diesmal Aus-
bildungsergebnisse der Kostüm-
bildnerInnen, der Theatermale-
rInnen sowie aus der Schuhma-
cherei zeigt, läuft bis 16. Juli.

Die Situation, in die die Aus-
stellungseröffnung traf, konnte 
brisanter nicht sein. Gerade war 
eine mögliche 1,5-Millionen-Eu-
ro-Unterdeckung für den Büh-
nenservice der Stiftung Oper öf-
fentlich geworden (siehe Seite 
11). Und zur Vernissage gab es – 
abgesehen von Willenserklärun
gen aus dem Kultursenat – keine 
Sicherheit für die stiftungseige-
nen Werkstätten und damit auch 
für die 21 Lehrlinge, die mit ih-

ren Arbeiten – Kostümen, Ar-
beitsproben, Gemälden und Ent-
würfen – die Ausstellung be-
stückt haben. Dass an die Exi-
stenz des Bühnenservice direkt 
auch etwa 65 Ausbildungsplätze 
gebunden sind, wurde an die-
sem Abend mehrfach betont. 

Die »wichtige Rolle der Ausbil-
dung« hob auch Stefan Rosinski, 
Generaldirektor der Stiftung 
Oper in Berlin und Geschäftsfüh-
rer der Bühnenservice GmbH, 
hervor. Leider seien die Werk-
stätten für künstlerische Leiter 
von Opernhäusern »das am wei-
testen Entfernte«, dem sie selbst 
nur selten einen Besuch abstat-
teten. Deshalb besäßen Inten-
danten oft »keine tiefergehende 
Kenntnis« vom Metier und darü-
ber, mit welcher Mühe, welchem 
Aufwand und welcher Motivati-
on dort zu den Aufführungen 
beigetragen wird. Stattdessen 
kämen die Werkstätten sehr 

schnell ins Gespräch, wenn es 
um Einsparpotenzial ginge und 
darum, Finanzen »anders zu ord-
nen«. Rosinski brach eine Lanze 
für die europäische »theaterspe-
zifische Tradition« der wie Ma-
nufakturen arbeitenden Werk-
stätten und ihrer Qualität. Die 
Stiftung Oper in Berlin »wird 
weiterhin ausbilden«, da die Mit-

tel dafür vom Land Berlin extrafi-
nanziert seien, so Rosinski. Er 
hoffte, dass der Bühnenservice 
in Zukunft auch »den einen oder 
anderen Arbeitsplatz schaffen« 
könne, um zumindest die besten 
Ausgelernten für eine gewisse 
Zeit zu übernehmen.

Den »moralischen Anspruch«, 
sich um die Qualitätsstandards, 

um kunsthandwerkliche Fähig-
keiten und um die soziale Ver-
antwortung zu kümmern, be-
tonte Personalratssprecherin To-
ni Winter, Leiterin der Putzma-
cherwerkstatt. Der Bühnenser-
vice habe durch Personalabbau 
und Umstrukturierungen seine 
»Hausaufgaben gemacht« und 
koste bereits weniger. Dennoch 
gebe es in den anderen Stif-
tungsbetrieben Bestrebungen, 
Werkstattleistungen absolut fle-
xibel und möglichst nur in Spit-
zenzeiten einzusetzen »wie es 
beliebt«. Tatsächlich könnten 
Produzenten guter Ausstat-
tungen und Bühnenbilder jedoch 
so nicht fachgerecht arbeiten, 
sie könnten sich »am Markt nicht 
über den Preis profilieren, son-
dern nur über Qualität«. Die 
Fachkräfte müssten gehalten 
und durch gesicherte Zukunfts-
aussichten und tarifliche Rege-
lungen motiviert werden. 

Ausstellungsmacherin Brigitte 
Oberländer sah »Die Unsicht-
baren II« als Beitrag, die Leis
tungen des Bühnenservices in 
der Öffentlichkeit besser bekannt 
zu machen. � neh

Das Leben hat tiefe Spuren hinterlassen.

Foto: Oscar Paciencía

Ausbildung hinter den Kulissen
Weitere Schau mit Arbeiten aus den Opernwerkstätten

Wie es  

gerade beliebt?
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Auf den ersten Blick erscheint 
das erzielte Tarifergebnis 

für die 170.000 Beschäftigten in 
der Druckindustrie eher mager. 
Im September ist eine Einmal-
zahlung in Höhe von 280 Euro 
für alle Beschäftigten fällig (130 
Euro für Auszubildende) und darf 
auch nicht auf übertarifliche 
Leistungen angerechnet werden. 
Ab 1. April nächsten Jahres stei-
gen die Löhne und das Lehrlings-
geld um zwei Prozent. Am 31. 
März 2011 läuft der Tarifvertrag 
aus. Vereinbart wurde auch, dass 
der Manteltarifvertrag samt sei-

nen Anhängen bis zum 1. Sep-
tember 2011 unverändert gültig 
bleibt.

Die Begehrlichkeit vom Bundes
verband Druck und Medien 
(bvdm) waren groß: die zunächst 
gebotene Einmalzahlung von 200 
Euro sollte auf Betriebsebene zur 
Disposition stehen können, die 
tabellenwirksame Lohnsteigerung 
ab April 2010 mickrige 1,4 Pro-
zent betragen – ver.di hatte fünf 
Prozent gefordert. Gleichzeitig 
wollte der bvdm über den Man-
teltarifvertrag verhandeln und Ar-
beitszeitverlängerung ohne Lohn-

ausgleich und schlechtere Beset-
zungsregeln an den Maschinen 
durchsetzen. Mit Wirkung zum 1. 
Januar 2010 war der MTV künd-
bar. Dass dieser nun unverändert 
in Kraft bleibt, wertet ver.di-Tarif-
sekretär Andreas Fröhlich in Ver-
bindung mit den Lohnsteigerun
gen als Erfolg, der nur erreicht 
werden konnte, »weil sich annä-
hernd 7000 Kolleginnen und Kol-
legen an Warnstreikaktionen be-
teiligt haben«. 

So auch in der Hauptstadt beim 
ASV Druckhaus Spandau und der 
Berliner Zeitungsdruck GmbH am 

Freitag vor Pfingsten. An insge-
samt gut 60 Zeitungsdruck-Stand-
orten wurde die Produktion der 
Pfingstausgaben erheblich beein-
trächtigt. Frank Werneke, Ver-
handlungsführer für die Druckin-
dustrie und ver.di-Vizechef, kom-
mentiert den Abschluß so: »An-
gesichts der derzeitigen wirt-
schaftlichen Lage in der Branche 
ist dies ein tragfähiges Ergebnis. 
Der Manteltarifvertrag wird ver-
längert und die von den Arbeit-
gebern geforderten betrieblichen 
Öffnungsklauseln sind abge-
wehrt.« � fre

4

3|09 sprachrohr

Druckindustrie: Angriff abgewehrt
Zwei Prozent mehr Lohn und Manteltarifvertrag unverändert verlängert

blickpunkt

Wie in Spandau gingen bundesweit 7000 Drucker vors Tor. Hallo! Wir wollen ein Stück vom Kuchen.

Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Die komplette Redaktion der 
Märkischen Oderzeitung (MOZ) 
ist – wie zu Jahresbeginn ange-
kündigt – zum 1. April ausgela-
gert worden. Keiner der Beschäf-
tigten, etwa 95 Redakteurinnen 
und Redakteure sowie einige Ver-
lagsangestellte an elf Standorten, 
hat dem Betriebsteilübergang 
nach § 613a widersprochen. Sie 
sind nun bei der bisherigen Leih-
arbeitstochter der Märkischen 
Verlags- und Druckhaus GmbH 
angestellt, die bisher tariflos un-
ter dem Namen GMD Gesell-
schaft für Mediendienstleis
tungen mbH firmierte und jetzt in 
die MOZ Redaktion GmbH umge-

wandelt wurde. Der bislang für 
das Stammhaus zuständige Be-
triebsrat ist einer Vereinbarung 
mit der Geschäftsführung gemäß 
bis zur geplanten Neuwahl im 
März 2010 als Gemeinschaftsbe-
triebsrat für die Redaktion weiter 
zuständig. 

Ende April hatten mit ver.di-Be-
teiligung Abteilungsversammlun
gen in der Haupt- und den Lokal-
redaktionen stattgefunden. ver.di- 
Sekretär Andreas Kühn hatte dort 
u.a. darauf hingewiesen, dass nur 
eine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
den Beschäftigten die Nachwir-
kung des bisher geltenden Fir-
mentarifs sichern könne. 

Am 6. Mai folgte in Frankfurt/
Oder eine Betriebsversammlung 
zum Betriebsübergang. Geschäfts
führer Dr. Almert habe dort zur 
Fortführung der Altersversorgung 
mit dem Presseversorgungswerk 

für die Redakteurinnen und Re-
dakteure angedeutet, dass er da-
rüber perspektivisch nur reden 
wolle, wenn zugleich andere Ta-
rifregelungen neu verhandelt wür
den. Konkrete Absprachen seien 

jedoch nicht erfolgt, so Betriebs-
ratsvorsitzender Peter Eliasch. In-
vestitionen in neue Technik für 
den Druckbereich seien je nach 
wirtschaftlicher Lage erst in drei 
oder vier Jahren denkbar, hieß es. 
In der Versammlung sei auch ge-
fragt worden, ob für den bishe-
rigen betriebseigenen Anzeigen-
satz, der zum 31. Juli geschlossen 
wird, nicht ebenfalls eine Out-
sourcing-Lösung möglich gewe-
sen wäre. Das hätte nicht die »er-
forderliche Kostenersparnis« ge-
bracht, so Almert. Dem Verneh-
men nach rechnet man durch 
Vergabe der Satzarbeiten nach 
außen mit Kostensenkungen um 
80 Prozent. Für die zwölf von der 
Schließung betroffenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter wurde 
Ende Januar ein Sozialplan abge-
schlossen. � neh

Kopplungsgeschäft 

bei Altersvorsorge?

Kostenersparnis gilt als Zauberwort
Bei der Märkischen Oderzeitung wird der anvisierte Sparkurs durchgedrückt
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Am Vorabend des diesjäh-
rigen Welttages des Buches, 

am 22. April 2009, wurde der  
ver.di-Literaturpreis 2008 feierlich 
verliehen. Er war für das Genre 
Lyrik ausgeschrieben. Die Jury be-
nötigte nach eigenem Bekunden 
drei Auswahlrunden aus 20 Be-
werbungen, bevor sie sich zur 
Preisteilung entschloss: So wur-
den Eva Strittmatter für ihre An-
thologie »Sämtliche Gedichte« 
und Richard Pietraß für seinen 
Band »Freigang« gekürt.

Es sei bereits eine gute ver.di-
Tradition, »Menschen zu ehren, 
die uns das Vergnügen des Lesens 
bereiten«, meinte ver.di-Landes-
bezirksleiterin Susanne Stumpen-
husen zur Eröffnung. Dass sie zu-
gleich Jurymitglied sei, verschaffe 
ihr die Freude, »einmal im Jahr 
dienstlich Bücher zu lesen« – 
wenn auch kaum in ihrer regu-
lären Arbeitszeit. Bereits seit Jahr-
zehnten gehörten Gewerkschaft 
und Literatur zusammen, seien 
die Schriftsteller als kreative Ein-
zelgänger auf »gewerkschaftli

chen Schutz und eine gerechte 
Gestaltung ihrer Arbeitsbedingun
gen angewiesen«. Nun beginne 
auch der ver.di-Literaturpreis sich 
zu etablieren.

Einen »Lesebogen«, eine »Auto
biografie in Versen«, eine ein
drucksvolle »Bündelung ihres 
Werks« stelle die Gedichtantho-
logie von Eva Strittmatter dar, er-
klärte Till Sailer. Zwar vereine der 
im Aufbau-Verlag erschienene 
Band »nicht wirklich ihre sämtli
chen Gedichte«. Doch das in neun 
Einzelbände gegliederte Haupt-
werk rechtfertige den Titel. Reiz-
voll sei die Dopplung mancher 
Überschriften, die eine zeitliche 
Nummerierung nötig machte. So 
läge etwa zwischen »Ich I« und 
»Ich II« eine Spanne von 15 Jah-
ren. Zwischen solchen Polen »ver-
läuft das Leben der Eva Strittmat-
ter«, soweit es sich in Versen nie-
derschlug. Die Dichterin habe 

sich bereits vor Jahrzehnten da-
gegen verwahrt, ihre Poesie selbst 
einzuordnen oder zu analysieren. 
Doch mit Abstand und angesichts 
der Preisverleihung biete es sich 
»direkt an, nach einem Leitmotiv, 
nach Hauptthemen« zu fragen. 
Für den Laudator boten sich fünf 
prägende Themen im Schaffen 
Eva Strittmatters: Die Liebe, die 
Faszination des Einfachen, vielfäl-
tige Bindungen, Ehrlichkeit (im 
Gespann mit Aufrichtigkeit und 
Offenheit) sowie die Natur, deren 
Teil wir sind. »Die genannten fünf 
Elemente gehen im Werk Eva 
Strittmatters eine unverwechsel-
bare Symbiose ein«, meinte Sai-
ler. Aus den Anfangsbuchstaben 
der Leitmotive formte sich für ihn 
das Wort LEBEN. Davon spreche, 
ohne viel Aufhebens, auch das 
Gedicht »Vor einem Winter«, das 
er abschließend zitierte:

Ich mach ein Lied aus Stille.
Ich mach ein Lied aus Licht.
So geh ich in den Winter.
Und so vergeh ich nicht.

Eine Premiere als Laudator er-
lebte Jurymitglied Rajvinder Singh, 
als er Würdigendes zu Richard 
Pietraß und seinem Band »Frei-
gang« (Faber & Faber) vortrug. Das 
Wort »Dichter« bedeute auf Grie-
chisch »Seher« und bezeichne of-
fenkundig einen, »der nicht nur 
nach, sondern auch vor« denke. 

Noch gebe es auch hierzulande 
solche »feinfühligen, mit gesteiger
tem Empfindungsvermögen aus
gestatteten freiberuflichen Lyri-
ker«. Pietraß sei einer, der seine 
Leser und Zuhörer zu fesseln ver-
stehe mit »schön geschneiderten 
Dichtungen, in denen sich eine 
Stille versteckt«. Als Beispiel sol-
cher »leisen Lyrik«, die Leser das 
Flüstern der Wörter lauschen las-
se, sah Singh das Umschlagsge-
dicht des Preisbandes:

Wir kommen von nichts. 
Wir gehen ins Nichts:
Staub, der sich an Staub rieb.
Vorher nichts. Nachher nichts.
Inzwischen hab ich dich lieb.

Pietraß, der als Metallhütten-
werker und Hilfspfleger gearbei-

tet hatte, bevor er klinische Psy-
chologie studierte, sei durch Le-
bensumstände und Neigung – 
später auch als Lyriklektor, He-
rausgeber der Reihe »Poesieal-
bum« und Nachdichter – immer 
daran gehindert worden, »im Ein-
topf der Harmonie zu verschwin-
den«. Seit 1979 habe er sich für 
ein freiberufliches Lyrikerleben ent
schieden, in dem bislang beinah 
20 eigene Gedichtbände entstan-
den. Schreiben entspringe für 
Pietraß »einem Defizit an Kom-
munikation«, gegen das er, wie 
gegen »Lyrikverdrossenheit« und 
»wachsende geistige Armut«, 
unverdrossen ankämpfe. Er habe 
dabei »immer die richtigen Worte 
gefunden«.

Bevor die Preisträger aus ihren 
Bänden lasen – für Eva Strittmat-
ter, die nicht anreisen konnte, 
übernahm das Beate Schulz – 
dankte Richard Pietraß Gewerk-
schaft und Jury für die Ehrung. Er 
erntete Heiterkeit für die Bemer-
kung, man habe sich »wohl ge-
sagt: Der Kerl könnte mal einen 
Preis vertragen. Und so sehe ich 
das auch.« Obwohl das Preisgeld 
nach der Teilung genau dem Vo-
lumen der Abwrackprämie ent-
spreche, gedenke er weder sich 
»noch sonst etwas einstampfen 
zu lassen«. Für Eva Strittmatter 
dankte ihr Verleger, der auch einen 
Brief der Dichterin verlas. � neh

Kreative Einzelgänger 

brauchen Schutz

Schön geschneiderte Dichtungen, 
in denen sich eine Stille versteckt
ver.di-Literaturpreis für Eva Strittmatter und Richard Pietraß

Literatur

Literaturpreis 2009 hat 

junge Leser im Blick

Der mit 5000 Euro dotierte  
ver.di-Literaturpreis Berlin-Bran
denburg 2009 wird im Genre 
Kinder- und Jugendbuch aus-
geschrieben. 
Bewerberinnen und Bewerber 
müssen ihren Hauptwohnsitz 
in Berlin oder Brandenburg ha-
ben. Es können deutschspra-
chige Bücher vorgeschlagen 
werden, die in den vergan-
genen drei Jahren erstmals er-
schienen sind und nicht von 
den AutorInnen (mit)finanziert 
wurden. 
Für die Bewerbung sind drei 
Exemplare einzureichen, die 
nicht zurückgegeben werden. 
Vorschläge können durch Ver-
lage, Literaturvereine, durch 
die Autoren selbst oder durch 
Dritte erfolgen. Einsendeschluss 
ist der 31. August 2009.

Bei Eva Strittmatter (Mitte u.) in Schulzenhof: Eine ver.di-Abordnung 
mit Landesbezirksleiterin und Laudator überbrachte den Preis.

Foto: Renate Stiebitz

Pietraß findet richtige Worte

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Zertanzte Schläppchen: ausgelaugt fühlen sich auch viele freie Tänzerinnen und Schauspieler.

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Berichte

Der Fonds Darstellende Künste 
hatte mit dem Zentrum des 

Internationalen Theaterinstituts 
der Bundesrepublik Deutschland 
(ITI) und weiteren Kooperations-
partnern, darunter ver.di, 2007 
die bislang umfassendste Daten-
erhebung zu Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Theater- 
und Tanzschaffenden in Deutsch-
land initiiert. Daraus entstand die 
Studie zur »wirtschaftlichen, sozi-
alen und arbeitsrechtlichen Lage 
der Theater- und Tanzschaffen-
den«. Die Ergebnisse wurden auf 
einem Symposium Anfang Mai in 
Berlin vorgestellt.

Von 4100 bundesweit erhobe
nen Fragebögen kamen 1046 aus 
Berlin. Knapp 60 Prozent der Ber-
liner Befragten waren weiblich, 
der Altersdurchschnitt lag zwi-
schen 30 und 39 Jahren, 82,5 
Prozent waren in Deutschland ge-
boren, über die Hälfte hat einen, 
zumeist künstlerischen Hoch
schulabschluss und ist ledig. 69,4 
Prozent haben keine Kinder und 
führten dafür durchaus berufliche 
Motive an. Es gibt kaum eine Tä-
tigkeit aus dem Theaterbereich, 
ob künstlerisch, technisch oder 
pädagogisch, die nicht vertreten 
war, am häufigsten der Schau-
spielerberuf. Fast 19 Prozent der 
Befragten üben derzeit einen an-
deren Beruf aus. 61, 7 Prozent 
starteten gleich nach dem Ab-
schluss in die Selbstständigkeit 

und 64 Prozent arbeiten im Frei-
en Bereich. 81,6 Prozent kamen 
auf 10 Projekte pro Jahr, die häu-
fig mit einer Grundgage und mit 
Erfolgsbeteiligung honoriert wur-
den. Fast 40 Prozent berichten 
von jährlich 4 bis 6 Monaten, die 
nicht durch Projekte abgedeckt 
wurden. 43,6 Prozent hatten kein 
festes Arbeitsverhältnis. Die mei-
sten übten mehrere Nebentätig-
keiten in den Medien oder als Pä-
dagogInnen aus, die Hälfte hatte 
eine nichtkünstlerische Nebentä-
tigkeit. Trotz einer 40- bis 60-Stun

den-Woche erzielten 42,1 Pro-
zent ein Jahreseinkommen von 
weniger als 10.000 Euro. Knapp 
33 Prozent sagten, dass ihr Ein-
kommen in den letzten zwei Jah-
ren gesunken ist. Von 88 Prozent 
der gesetzlich Versicherten waren 
40 Prozent in der Künstlersozial-
kasse (KSK). 47 Prozent wussten 
nicht, wie ihre aktuellen Renten-
ansprüche aussehen. Knapp 25 
Prozent erwarteten eine Rente 
unter 500 Euro. Nur 20 Prozent 
haben Anspruch auf Arbeitslosen
geld I. Wegen fehlenden Einkom-
mens mussten 31 Prozent in den 
letzten drei Jahren mehrmals So-
zialleistungen in Anspruch neh-

men. Die meisten sind kein Mit-
glied in einem Berufsverband oder 
einer Gewerkschaft. Die eigene 
Lage bewerteten die meisten 
zwiespältig bis schlecht. Die Mehr
heit beurteilte die Regulierung 
der Kunstausübung durch den 
Markt ablehnend und betonte 
die Freiheit der Kunst. 

Bei der Frage, was zuerst auf 
die kulturpolitische Agenda ge-
hört, nahmen die schwierigen Ar-
beitsbedingungen den ersten Platz 
ein. Angemessene Honorare, eine 
Arbeitslosenversicherung und ei-
ne Rente deutlich über der Grund-
sicherung, die einem harten und 
engagierten Arbeitsleben ent-
spricht, sowie eine grundsätzliche 
Versicherungsmöglichkeit in der 
KSK sind für die Kunst- und Kul-
turarbeiter existenzielle Grundbe
dürfnisse. Sie vermissen kompe-
tente und nachhaltige Entschei-
dungen auf allen Politikebenen, 
die dem entsprechen, was immer 
verkündet wird: Kultur und Bildung 
seien die wesentlichen Grundla
gen einer Gesellschaft. Leider wer
den die meisten Theaterschaffen-
den nicht von der neuen Sonder-
regelung in der Arbeitslosenversi-
cherung für kurzfristig abhängig 
Beschäftigte profitieren. Vielfach 
übersteigen ihre Gastverträge die 
6-Wochenfrist oder die Projekte 
werden auf selbstständiger Basis 
und freiberuflich durchgeführt. 

Malah Helman

Kompetente Entschei-

dungen werden vermißt

Am Ende der Marktfreiheit 
Tanz- und Theaterschaffende analysierten ihre Arbeitsbedingungen 

Halber Schritt

Neu: Verkürzte 
Anwartschaft auf 
Arbeitslosengeld

Unstetig Beschäftigten räumt 
der am 20. Mai im Kabinett ent-
schiedene Gesetzentwurf ver-
kürzte Anwartschaftszeiten auf 
Arbeitslosengeld I ein. Die sozi-
ale Absicherung für eine der 
prekärsten und bislang von ALG 
I ausgeschlossenen Beschäfti-
gungsformen ist maßgeblich 
auf die »5statt12« Initiative von 
ver.di zurückzuführen.
Das Gesetz geht in die richtige 
Richtung, ist jedoch nur ein hal-
ber Schritt, kritisiert ver.di. Zu 
befürchten ist, dass es für viele 
Betroffene sogar ins Leere lau-
fen kann. Denn – und das ist 
der Hauptkritikpunkt: vorgese-
hen ist eine 6-Wochenfrist. Zwei 
Monate mindestens wären im 
Film-, Kultur- und Medienbe-
reich notwendig, meint ver.di-
Vorsitzender Frank Werneke. 
Aufgrund üblicher Arbeitspraxis 
etwa in Filmproduktionen oder 
bei Theaterengagements wer-
den Beschäftigte nicht ins vor-
gegebene Schema passen. 
ALG I wird nach vorliegendem 
Kompromiss Arbeitnehmern zu-
gesichert, die überwiegend in 
auf bis zu sechs Wochen befri-
steten Arbeitsverhältnissen tätig 
sind und eine Verdienstgrenze 
von 30.240 Euro jährlich nicht 
überschreiten – auch wenn sie 
innerhalb von zwei Jahren nur 
sechs Monate sozialversiche
rungspflichtig gearbeitet haben. 
Der Entwurf sieht nun verkürzte 
Anwartschaftszeiten mit abge-
stufter Anspruchsdauer vor – bei 
6 Monaten Anwartschaft gibt’s 
für 3 Monate ALG I, bei 8 Mona
ten wird vier Monate gezahlt 
und bei 10 Monaten 5. Positiv ist, 
dass auf sogenannte Ruhezeiten 
verzichtet werden soll. Das Ge-
setz ist für drei Jahre vorgesehen, 
soll danach evaluiert und even-
tuell neu aufgelegt werden. 
»Wir werden dranbleiben und 
diese Evaluierung begleiten«, 
kündigt ver.di Medien-Tarifse-
kretär Matthias von Fintel an. 
Zwar »stellt uns die Umsetzung 
durch den Gesetzgeber nicht zu
frieden, sie hat aber gezeigt, 
dass wir notwendige Neuerun
gen als Gewerkschaft initiieren 
und durchsetzen können.« �red.
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Berichte

Hier sind gerade einige Ar-
beitsgruppen aktiv, die sich 

darüber ein Bild machen, wie die 
verschiedenen Abteilungen funk-
tionieren.« So kommentiert Re-
nate Gensch, Betriebsratschefin 
beim Berliner Verlag, den gegen-
wärtigen »Stand der Dinge« nach 
der Übernahme der Verlagsgrup-
pe am Alexanderplatz durch das 
Kölner Medienhaus DuMont 
Schauberg (MDS, Sprachrohr be-
richtete). Gensch moniert, dass 
der Betriebsrat »über diese Tref-
fen, die Vorboten geplanter Um-
strukturierungsmaßnahmen sein 
können, nicht informiert wurde, 
obwohl das zum guten Stil gehö-
ren würde«.

Unterdessen ist Uwe Vorkötter, 
Chefredakteur der Berliner Zei-
tung von 2002 bis 2005 und da-
nach in gleicher Funktion bei der 
ebenfalls zu MDS gehörenden 
Frankfurter Rundschau tätig, 
nach Berlin zurückgekehrt. Hier 
soll er künftig eine Doppelfunkti-
on ausüben: Neben dem Chefre-
dakteursposten wurde er zum 
»Beauftragten für eine stärkere 
Kooperation zwischen Berliner 
Zeitung und Frankfurter Rund-
schau« berufen, wie MDS in einer 
Erklärung mitteilte. Auch der ehe-

malige Geschäftsführer des Ber
liner Verlages, Oliver Rohloff, ist 
wieder in dieser Funktion ins Haus 
zurückgekehrt. 

In Verlautbarungen des Ver-
lagsmanagements ist derzeit viel 
von zu erzielenden Synergieef-
fekten die Rede. Was das genau 
für Berlin bedeutet, darüber 
möchte Gensch nicht spekulie-
ren. »Wir verfolgen aufmerksam 
die Entwicklung.« Mit Sorge sieht 
sie, dass im weit verzweigten 
MDS-Imperium Abteilungen zu-

sammengelegt werden und aller-
orten »personelle Konsequenzen« 
zu spüren seien. Unklar ist auch, 
wie der vorgesehene Autoren-
pool – hier sollen die Texte für alle 
MDS-Titel abrufbar sein – funkti-
onieren soll. Gensch: »Wie den 
Autorenrechten Rechnung getra-
gen wird, ist offen.« Um allen 
Spekulationen ein Ende zu berei-
ten, wurde Konstantin Neven Du-
Mont inzwischen von ver.di und 
DJV zu einem Gespräch aufgefor-
dert. � fre

Baustelle Berliner Verlag
Alte Bekannte ins Hochhaus am Alexanderplatz zurückgekehrt – ansonsten ist vieles unklar

Ungewiss: Droht Berliner MDS-Haus die Umstrukturierung?

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Guckste – Hörste – Klickste – Lernste – Kennste
Der Offene Kanal Berlin geht nunmehr runderneuert und crossmedial als ALEX auf Sendung

Gut ein Jahr Reformarbeit ist 
beendet. Das Ergebnis heißt ALEX 
und firmiert nur noch im Untertitel 
als der 1985 gegründete Offene 
Kanal Berlin. Der »neue Sender« 
aus den angestammten Studios 
in der Voltastraße ist jedenfalls 
am 27. Mai im Radio, im Fernse-
hen und im Internet an den Start 
gegangen – mit neuem Namen, 
neuem Logo und neuem Design. 
Das ehrgeizige Ziel zum Neube-
ginn: ALEX will die »trimediale 
Bürgerplattform« zum kosten-
losen Mitmachen sein, die allen 
Bürgern in Berlin und Branden-
burg offen steht. Zwar wurde, so 
die Medienmacher um Leiter Vol-
ker Bach, »sehr viel vom Be-
währten übernommen«, langjäh-
rig ausgestrahlte Formate seien 

auch ins neue Programm integ
riert. Doch würden nun bereits 
»rund zwanzig neue Sendungen 
regelmäßig ausgestrahlt«. Mit 
dem Slogan »Guckste. Hörste. 
Klickste« werde um mehr Publi-
kum geworben, mit »Machste. 
Lernste. Kennste« um neue Ma-
cher und zusätzliche Netzwerk-
partner. Erfolg hatte die Suche 
bereits bei Studierenden von Me-
dienhochschulen. Sie erprobten 
Gelerntes und setzten eigene 
Ideen um in Sendungen, die auf 
unterschiedliche Weise »junges, 
urbanes Berlin präsentieren«. 
Neu ist auch das ALEX Werkstu-
dio, das in Erfüllung des Auftrags 
zur Medienkompetenzvermitt-
lung in einem Ausbildungs- und 
Förderprogramm vorrangig junge 

Medienmacher zu »ALEX-Produ-
zenten« qualifiziert. Gestandene 
Profis wie Sandra Maischberger 
konnten als Partner für Work-
shops gewonnen werden.

ALEX bleibt als Einrichtung der 
Medienanstalt Berlin-Branden-
burg (mabb) gebührenfinanziert. 
Das Fernsehprogramm erreicht 
rund 1,25 Millionen Berliner Ka-
belhaushalte unverschlüsselt und 
direkt. Im Radio ist ALEX über die 
UKW-Frequenz 97,2 und über 
Kabel 92,6 auf Sendung. Unter 
www.alex-berlin.de ist das Ange-
bot im Internet erreichbar. 

Die »Reform des Offenen Ka-
nal Berlin durch die mabb war 
notwendig, um bestehen zu kön-
nen«, erklärte Medienanstaltsdi-
rektor Dr. Hans Hege. Dabei ging 
es sowohl um Inhalte als auch die 
Qualität der Darbietung. Das 
ALEX-Team habe »sehr gute Ar-
beit geleistet«, lobte Hege zum 
Neustart. Als öffentlich-rechtliche 
Einrichtung erfülle ALEX »Aufga-
ben, die von keinem anderen Me-
dienplayer in Berlin übernommen 
werden können«. Volker Bach 
bekräftigte die Chance, auch 
künftig kreativen Freiraum am 
Medienstandort Berlin zu eröff-
nen, in dem sich »inhaltliche und 
formattechnische Ideen entwi-
ckeln, ohne einer Wirtschaftslo-
gik folgen zu müssen«. � neh

Ungeschützt im  

Autorenpool?
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Vor einem Vierteljahrhundert stan-
den politische Jugendkultur, die 
Hausbesetzerszene oder die Ausein
andersetzung mit der deutschen 
Vergangenheit im Mittelpunkt. 
»Antifaschistische Stadtrandfahr
ten« führten nach Konradshöhe. 

Klaus Pankau, der damalige Lei-
ter und heute Personalchef in der 
Wisag Holding, erinnert sich. »Es 
ging uns in Konradshöhe nie nur 
um den Betrieb, sondern wir waren 
aufs Leben bezogen, auf das, was 
Jugendliche beschäftigt.« Die ge-
werkschaftliche Bildungsstätte sieht 
Pankau auch als Plattform für die 
Entwicklung junger Funktionäre 
und Politiker. »Ein breites Netzwerk 
ist daraus entstanden.« 

Begegnungshaus

Elke Weißer hat mit der 50-Jahr-
feier ihre Feuertaufe als neue Che-

fin bestanden. Die 41jährige Päda-
gogin für außerschulische Jugend-
bildung ist die erste Leiterin, die 
nicht zuvor bereits als Teamerin im 
Haus gearbeitet hat. Doch sie hat 
sich intensiv mit seiner Aufgabe be-
schäftigt und arbeitet mit Team 
und Verwaltungsbeirat an der Pro-
filierung. 

Das gewerkschaftlich orientierte 
Seminarangebot richtet sich an 
Azubis, die sich mit gesellschafts-
politischen und arbeitsweltbezo-
genen Themen auseinandersetzen 
wollen. JAV und Betriebsratsschu-
lungen gehören zum Standardpro-
gramm. Aber auch Schülerinnen 
und Schüler werden innerhalb des 
EU-Berufsorientierungs- und Inte-
grationsprojektes ENERGON beim 
Übergang von der Schule in die 
Ausbildung und den Beruf unter-
stützt. Verantwortungsvolles Han-
deln, soziale Kompetenzen und so-
lidarischer Umgang können trai-
niert werden – seit einigen Mona-
ten auch im hauseigenen Niedrig-
seilgarten. 

Die vielen Möglichkeiten, die Ge-
werkschaft bietet, möchte Weißer 
noch stärker in der Arbeit des 
Hauses widerspiegeln. Sie will mul-
tikulturelle Zielgruppen zusammen-
führen – »Gruppen, die nicht aus 
unserer Tradition kommen, die an-
dere grunddemokratische Werte 
haben«. Jugendlichen, die nicht im 
Blickfeld stehen, Selbstbewusstsein 
zu geben und nötiges Wissen, für 
ihre Interessen einzutreten, spielt in 
Workshops eine Rolle. »Künftig 
könnten wir zu einem Haus für in-
ternationale Begegnungen wer-
den«, blickt Weißer voraus.

Dabei hat das 12köpfige Team 
einen Spagat zu bewältigen, denn 
aus kommerziellen Gründen wird 
das Haus auch »fremdvermietet«. 
Gerade war die Tanzcompagnie 
Gangway – ein Kreuzberger Street-
workerprojekt mit 14-19jährigen 

F ast auf den Tag genau, am 17. 
Juni 1959, legt der damalige 

Regierende Bürgermeister von West
berlin Willi Brandt, den Grundstein 
für ein Haus gewerkschaftlicher Bil-
dungsarbeit. Tausende Jugendliche 
sind damals dabei und hören sei-
nen Aufruf zu deutsch-deutschem 
Dialog an diesem Ort. Doch kurz 
nach Eröffnung des Hauses im 
März 1960 macht der Mauerbau 
diese Absicht zunichte. Noch zur 
25-Jahrfeier bittet Brandt erneut in 
seiner Festrede, für die »Politik des 
Gesprächs und nicht der Verhär-
tung und des Kalten Krieges einzu-

treten«, und dafür »weiter bei der 
Arbeit in Ihrem Haus der Begeg-
nung zu werben. Ich möchte Sie er-
mutigen«, so Brandt, »Ihre erfolg-
reiche Arbeit in den nächsten Jah-
ren fortzusetzen.«

Netzwerkspinne

Genau das ist geschehen, mit allen 
Konsequenzen, die die sich wech-
selnden Zeiten mit sich brachten. 
Das Haus am Havelufer war gleich 
gut besucht, jährlich kamen 2000 
Jugendliche, um sich mit gewerk-
schaftlichen Fragestellungen ver-

traut zu machen, Mitbestim-
mung zu lernen, zu diskutie-
ren – und zu feiern. 

Schwerpunkt der Seminar-
arbeit ist seit jeher die Ausein
andersetzung mit gesell-
schaftspolitischen Problemen 
– heute zu Arbeitsbedin-
gungen, Globalisierung, Me-
dien oder Rechtsextremismus. 

17. Juni 1959: Der Westberliner Regierende Bürgermeister Willi 
Brandt legt den Grundstein am Havelufer im Norden Berlins. Er-
öffnet wird der vom Berliner Baumeister Günter Schuckart ent-
worfene schlichte und lichte Gebäudekomplex im März 1960 als 
»Begegnungsstätte Haus der DAG-Jugend Konradshöhe e.V.« Der 
Bau der Mauer 18 Monate später vereitelt das Ziel, den Dialog 
zwischen Westberliner und DDR-Jugendlichen zu befördern. 

1959 1960

1962 kommen zum 
DAG Bundesjugend-
treffen tausende Ju-
gendliche auf das Ge-
lände der Bildungs-
stätte am Havelufer.

1962 1970

Mit der bundesdeutschen 
Bildungsreform der 70er Jah-
re und dem Beschluss des 
Westberliner Senates zu 
einem Gesamtbildungsplan 
wird das Haus 1979 erwei-
tert und umgebaut. Den Auf-
bruch zu mehr politischer Bil-
dung und gewerkschaftlicher 
Interessenvertretung beglei-
tet Konrad Schülke, der bis 
1980 das Haus leitet. Im Gä-
stebuch finden sich Namen 
wie Günter Grass oder Klaus 
Schütz.

In den 60er Jahren beginnt die re-
gelmäßige, von der DAG konzi-
pierte Seminararbeit. Im Haus 
wohnende Herbergseltern küm-
mern sich um die Gäste. Der Ver-
ein gibt sich eine Satzung und 
wählt einen Vorstand.

Zeittafel: Ein halbes Jahrhundert Bildungsstätte

Aufs Leben bezogen
Mit vielen Gästen, offenen Türen und aller Fröhlichkeit eines Frühsommerfestes – vom Grillen übers 

Beach-Volleyballturnier bis zur abendlichen Havelparty – wurde am 19. Juni der 50. Jahrestag der heu-
tigen ver.di JugendBildungsstätte in Berlin-Konradshöhe gefeiert. Der neue Vereinsvorsitzende Andreas 
Köhn (ver.di) wünschte dem Haus beim Festakt weitere 50 erfolgreiche Jahre.
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50  J a hre  J u g endB i l dungss tä t t e  B er l i n - Konradshöhe

Stefanie, verbindet Dich etwas mit 
der ver.di JugendBildungsstätte in 
Berlin- Konradshöhe? 

Stefanie Rabe: Sogar sehr viel – 
die Erinnerung an interessante Tage 
und nette Nächte am Havelufer. In 
der DAG hab ich ehrenamtliche Ju-
gendarbeit gemacht, war zu vielen 
Seminaren in Konradshöhe. Später 
hab ich als Teamerin JAV Schulun
gen begleitet. Auch die Jugendvor-
stände, denen ich lange angehörte, 
sind dort in Klausur gegangen.

Seit zwei Jahren arbeitest Du haupt-
amtlich als Jugendsekretärin im Lan
desbezirk. Wo siehst Du Schwer-
punkte in der Jugendbildungsarbeit?

Mehr als zuvor geht es um die 
Qualifizierung von Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen. Das 
sind zum einen die ganz klassischen 
Schulungen zu den jeweiligen Ge-
setzen und Aufgaben betrieblicher 
Interessenvertretung. Zum anderen 
wollen wir ehrenamtliche Gremien 
stärken. Dabei liegt der Focus auf 

Projektarbeit. Großen Widerhall 
finden ver.di-Kampagnen und die 
Berufsschultour, an Seminaren be-
teiligen sich alle ver.di-Fachbe-
reiche. Wir wollen aber 
nicht ausschließlich ge-
werkschaftlich schulen, 
sondern uns auf die Le-
bensprobleme der Ju-
gendlichen einstellen. 
Manchmal lässt sich das 
alles gut verbinden – bei-
spielsweise eine individu-
elle Fortbildung im Rhe-
torik-Seminar mit einer 
zu entwerfenden Rede über ein ge-
sellschaftspolitischer Thema.

Funktioniert das?
Die Resonanz ist super, wenn die 

Jugendlichen eigenständig agieren 
können. Worauf sie keinen Bock 
haben, das merken wir schnell. 
Was jedoch ihre Interessen trifft, 
dafür engagieren sie sich. So war 
das bei der Aktionsplanung zum 1. 
Mai und der Vorbereitung der gro

ßen Protestdemonstration am 16. 
Mai. Die von der Berliner ver.di-Ju-
gend bereits Ende März getestete 
Aktion »Den Kapitalismus zu Gra-

be tragen« fand so große 
Presseaufmerksamkeit, 
dass die ver.di-Bundesju-
gend diese Aktion zu der 
ihren gemacht hat. Das 
heißt, Kreativität zeigt 
Wirkung. Ich selbst setze 
beim Vorbereiten keine 
Vorgaben – allenfalls den 
finanziellen Rahmen – re-
ge aber mit inhaltlichen 

Ideen an. Vor allem sage ich: Macht 
was aus dem Thema, es ist Eure 
Veranstaltung. 

Ist dann zufällig, was herauskommt?
Nein, denn alles wird gut geplant 

in einer bunt gemischten Gruppe, 
in der locker, aber ehrlich diskutiert 
wird. Die Lösungen werden ge-
meinsam umgesetzt. Werden Ver-
abredungen nicht eingehalten, ge-
hen die Jugendlichen durchaus 
ernst zur Sache. So wird Teamar-
beit, wird Verantwortung gelernt.

Wie gewinnt Ihr Jugendliche für 
gewerkschaftliches Engagement?

Vor allem über die JAV, da läuft 
die Werbung fast von allein. Zu vie-
len JAV in den Unternehmen haben 
wir gute Kontakte. Nicht selten 
motivieren deren Mitglieder ihre 
Kolleginnen oder Freunde, bei ge-
werkschaftlichen Veranstaltungen 
mitzumachen. In anderen Be-
reichen, wo wir keinen guten Orga-
nisationsgrad haben, laden wir u.a. 
zu Jugendfachkreisen ein. Dort bie-
ten wir z.B. Diskussionen zur Über-
nahme von Azubis an. Im Bildungs-
programm 2010 planen wir erst-
mals gewerkschaftspolitische Semi-
nare mit Sachsen, Sachsen/Anhalt, 
Thüringen und dem Landesbezirk 
Nord. Unsere Mitgliederstatistik 
wies im Jahr 2008 den bislang 
höchsten Stand seit ver.di-Grün-
dung auf. In der aktuellen Krise mit 
ihren vielfältigen Unsicherheiten 
gibt es offenbar eine Rückbesin-
nung auf die Gewerkschaften und 
deren regulative Funktion in der 
Gesellschaft. Auch bei jungen Leu-
ten kommt diese Botschaft an. 

2001 2002 2009

Mit Klaus Pankau, dem 
späteren Chef der IG 
Bau Berlin-Branden-
burg, übernimmt 1980 
ein Visionär die Lei-
tung. Er sieht in der Bil-
dungsstätte einen 
Schrittmacher für Innovationen – 
weg von Funktionärsschulungen, 
hin zu offener politischer Jugend-
kulturarbeit. Mitte der 80er Jahre 
wurden ein Teil des großen Frei-
geländes veräußert, ein Seminar-
trakt angebaut und die Zimmer 
mit Nasszellen versehen.

Nach dem Mauerfall 1989 kann die 
Bildungsstätte zu ihrem ursprüng-
lichen Auftrag zurückkehren und Ju-
gendarbeit im wiedervereinigten 
Deutschland leisten. Margit Hauk 
wird Leiterin. Themen sind Berufsbil-
dungsreform und Ost-West-Dialog. 

Mit der Fusion von fünf 
Gewerkschaften zu ver.di 
im Jahr 2001 wird das 
Haus als Bildungsstätte 
in die Dienstleistungsge-
werkschaft eingebracht. 
Um die Wirtschaftlichkeit 
zu sichern, wird es als 
rechtlich selbstständiger 
Verein geführt, in dem 
auch ver.di Verantwor-
tung trägt. Der Verein ist 
gemeinnützig und erhält 
Senatsförderung.

2009 kommt mit 
der Erziehungswis-
senschaftlerin Elke 
Weißer (li.) erst-
mals eine Leiterin 
»von außen«, die 
das Haus weiter 
öffnen will. Sie ori-
entiert u.a. auf die 
Arbeit mit Jugend-
lichen aus Migran-
tenfamilien und die 
Entwicklung sozia-
ler Kompetenzen. 

Unter Peter Bohl, dem Leiter ab 2002, 
geht es um neue Perspektiven und die 
finanzielle Konsolidierung. Berufsorien-
tierung wird ein Schwerpunkt. Räume 
können auch von Unternehmen, Einrich-
tungen und privaten Interessenten für 
Veranstaltungen gebucht werden. 

1989

Zeittafel: Ein halbes Jahrhundert Bildungsstätte

Stefanie Rabe

Bock auf Kreatives und Eigenständiges
Stefanie Rabe (29), Jugendsekretärin im ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg, zur Bildungsarbeit

Jugendlichen – für ein langes Wo-
chenende da, um für ihren Ab-
schlussauftritt zu trainieren. »Kon-
radshöhe bietet mit großem Saal, 
Seminarräumen und bestens aus-
gestatteten Zimmern ideale Bedin-
gungen, das Team stellt sich völlig 
auf unsere Wünsche ein«, lobt Be-
treuer Guido Klaus. 

Wohlfühlort

Was wie eine Kissenschlacht (Fo-
to rechts) aussieht, ist Aufwärmen 
für ein ernstes Thema. Künftige 
operationstechnische Assisten-
tinnen und Assistenten vom Vi-

vantes Klinikum lernen im dreitä-
gigen Seminar »Sterben ist ein Teil 
des Lebens« den professionellen 
Umgang mit dem letzten Lebens-
abschnitt. Teamerin und Kulturwis-
senschaftlerin Sabine Hammer, die 
auch viele Seminare für ver.di ge-
staltet, weiß, dass es ein guter Ort 
ist, über ein solches Thema zu re-
den. »Die Jugendlichen sind offe
ner in einem Haus, in dem sie sich 
wohlfühlen.« (Fotos linke Seite)

Das bestätigt Berufsschullehrerin 
Susanne Döhmer vom Institut für 
berufliche Bildung im Gesundheits-
wesen, die mit ihren Klassen seit 
1988 immer wieder nach Konrads-

höhe kommt. »Das Umfeld 
hat Urlaubs- und das Haus 
Hotelcharakter. Die Teame-
rInnen räumen viel Freiraum 
ein, um entspannt zu reden 
und Emotionen zuzulassen. 
Hier stimmt alles, die Hard-
ware wie die Software.«

»Mit dem Haus Vertrauen 
zu schaffen ist eine Grundauf-
gabe«, freut sich Leiterin Elke 
Weißer über das Lob. »Kos
ten- und Qualitätskontrolle sind al-
lerdings Dauerbrenner«. Sie denkt 
dabei über neue Formen der Mittel
einwerbung und Kooperation nach, 
auch für nötige Sanierungsar-

1980

beiten. Ein von Berliner Unterneh-
men gestifteter Kleinbus steht be-
reits vor der Tür – mit ver.di-Logo 
und Firmenwerbung auf der Karos-
serie.� Interview und Texte: 

� Bettina Erdmann
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Jetzt haben wir es sozusagen 
amtlich: In der Diskussion um 

die Ausstellung im Gropius Bau 
»60 Jahre, 60 Werke« wurden die 
ostdeutschen Künstler ausge-
schlossen. Und man scheute sich 
nicht vor der Begründung: In ei-
ner Diktatur könne Kunst nicht 
entstehen. – Das müssen wir als 
Missachtung der vielen Künstle-
rinnen und Künstler zurückweisen, 
die unter Diktaturen oft genug 
auch unter Einsatz ihrer Freiheit 
und ihres Lebens Hervorragendes 
für die Kunst und damit auch für 
die unter einer Diktatur leidenden 
Menschen geleistet haben. 

Kunst entsteht trotz und gegen 
Diktatur. Wir feiern 60 Jahre 
Grundgesetz und damit 60 Jahre 
»Freiheit der Kunst«. Wie ist die 
Bilanz? Kann der freie Markt die 
Freiheit der Kunst sichern oder ist 
der freie Markt nicht ein effek-
tiver Zensor? Ist die Freiheit der 
Kunst allein durch den Markt zu 
sichern, oder brauchen wir nicht 
das aktive Eingreifen des Staates 
zur Sicherung der Freiheit der 
Kunst und ihrer materiellen 
Grundlagen? 

Wenn wir die Bilanz ziehen, 
dann können wir im 60. Jahr der 
proklamierten Freiheit der Kunst 
feststellen, dass die meisten 
Künstler am Rande bzw. unter 
dem Existenzminimum leben. 
Wer aber möchte ihnen abstrei-
ten, dass sie nicht auch hervorra-
gende Kunst schaffen? Und die 
bestehenden »freien Zonen« 
sind angesichts der Kürzungen 
in den öffentlichen Haushalten, 
die sich unter dem Druck der Kri-
se noch verschärfen werden, in 
ihrer Existenz bedroht. Müssen 

wir nicht die analoge Feststel-
lung treffen: Kunst muss sich ge-
gen den Markt und die Marktge-
setze durchsetzen. 

Um diese Diskussion ganz kon-
kret führen zu können, hat die 
Fachgruppe Bildende Kunst, un
terstützt von den anderen Kunst
fachgruppen in unserem Fachbe-
reich, im Vorfeld der Bundestags-
wahl Abgeordnete aller im Parla-
ment vertretenen Parteien einge-
laden. Mit ihnen soll diskutiert 
werden, welchen Beitrag sie für 
die Verteidigung der materiellen 
Grundlagen der Freiheit der Kunst 

leisten wollen und können. ver.di 
wird auf dem Podium vertreten 
durch Lorenz Müller-Morenius, 
Bundesvorsitzender der Fach
gruppe Bildende Kunst, und Hein-
rich Bleicher-Nagelsmann, Bereichs
leiter Kunst und Kultur in ver.di. 
Moderator ist Gotthard Krupp, 
Mitglied des Berliner Fachgrup-
penvorstandes. Diskutiert werden 
u.a. folgende Fragen: Wie kann 
ein Schutzschirm für Kunst und 
Kultur aussehen? Wie wollen die 
Abgeordneten die prekäre soziale 
Lage verbessern, in der sich die 
meisten Künstler und Künstle-
rinnen sehen?

Dazu kommen praktische Fra-
gen wie die nach der Zukunft der 
Künstlersozialkasse, von Arbeits-
losengeld I und II, Ausstellungs-
honoraren und -vergütung. Die 
Diskussion wird nicht allein unter 
den Podiumsgästen geführt, son-
dern ist auch zwischen diesen 
und den anwesenden Künstle-
rinnen und Künstlern geplant. 
Deshalb kommt bitte zahlreich, 
um mit den Abgeordneten zu dis-
kutieren und ihnen unsere Forde-
rungen mit auf den Weg zu ge-
ben! Die Veranstaltung findet am 
Mittwoch, dem 8. Juli 2009, ab 
17.00 Uhr, im ver.di Haus, Köpe-
nicker Str. 30, 10179 Berlin, Raum 
6.04/6.05 (6. Etage) statt.

� Gotthard Krupp
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Wer für die Kunst lebt, soll 
von Kunst leben können
Bildende Künstler befragen Politiker vor der Bundestagswahl

Schutzschirm für  

Kunst und Kultur

Fachgruppe
 

Bildende 
Kunst

Lesenswert
Neuerscheinungen 

von VS-Mitgliedern

Alge, Susanne »Premiere für 
Han Li«, Limbus Verlag, Inns-
bruck-Hohenems 2009, 
ISBN: 978-3-902534-24-8

Morgenstern, Beate »Der ge-
waltige Herr Natasjan«, tra-
fo Literaturverlag Berlin 2008, 
ISBN: 978-3-89626-826-6

Müller, Henning »Friedrich 
Wolf« Deutscher Jude – 
Schriftsteller – Sozialist, Hent
rich & Hentrich Verlag, 2009, 
ISBN: 978-3-938485-90-3

Prof. Dr. Trilse-Finkelstein, 
Jochanan »Goethe und Anna 
Amalia« – Ein klassisches Lie-
bespaar der Literatur… N.A.J. 
Denkena Verlag Weimar 2008

Weinert, Manfred »Filmema-
cher Kobold Wesermann«, 
battert-Verlag baden-baden 
2009

10

Die Rechte der Schwächeren 
stärken und sie solidarisch un-
terstützen – so könnte man Le-
bensthemen und Berufung von 
Charlotte Worgitzky (rechts) 
aufs knappste zusammenfas-
sen. Am 6. Juni ist die nimmer
müde und disziplinierte Mit-
streiterin im VS (wo sie auch im 
Bundes- und Landesvorstand 
aktiv war) und im Sprachrohr-
Redaktionsbeirat 75 geworden. 
Die gelernte Schauspielerin mach
te seit den 1970er Jahren mit 
literarischen Arbeiten in vielgelesenen Büchern von sich reden. Sie fand mit Gleichstellung, Abtreibung, 
Sterbehilfe unangepasste Themen, mit denen sie sich bis heute unbeirrbar beschäftigt. Wir gratulieren!

Blumen zum 75. GeburtstagFachgruppe

 

Literatur

Offener Brief

Distanzierung 

gefordert

Der Vorstand des Berliner Ver-
bandes deutscher Schriftsteller 
hat Bundeskanzlerin Angela Mer
kel aufgefordert, sich von der 
Ausstellung »60 Jahre – 60 
Werke« zu distanzieren, die von 
ihr eröffnet wurde. 
»In Verteidigung der Bundesre-
publik Deutschland müssen wir 
sagen, diese Ausstellung ist ein 
Skandal, sie spiegelt keineswegs 
die Bundesrepublik wider, son-
dern zeigt ein schiefes, unwah
res Bild des künstlerischen Wir-
kens der letzten 60 Jahre in 
Deutschland. Es ist unbillig, sich 
dabei nur auf westdeutsche 
Kunst zu beschränken und das 
auch noch im Namen des Grund
gesetzes. Die begleitende Äuße
rung des Kurators, die Bildende 
Kunst der DDR möge wie ›ein 
hässlicher Regentropfen der Ge-
schichte rasch verdunsten‹ (und 
damit ist wohl nicht nur die Bil-
dende Kunst gemeint), zeigt, wes 
Geistes Kind die Macher dieser 
Demonstration sind«, so der 
Wortlaut des Briefes. 

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Es hatte schon seit Wochen 
gebrodelt. Zahlen kursierten, 

wie viele Hunderttausend Euro 
die Opernhäuser und das Staats-
ballett im kommenden Haushalts-
zeitraum an ihrem fünften Stif-
tungsbetrieb, den zum Bühnen-
service zusammengefassten 
Werkstätten, sparen wollen. An-
fang Juni zogen ver.di, die Be-
schäftigten und der Personalrat 
der Stiftung die Reißleine. Sie lu-
den zur Pressekonferenz: Büh-
nenservice vor dem Aus? 65 Aus-
bildungsplätze in Gefahr, hieß es 
auf der Einladung. 

Die Personalratsmitglieder Toni 
Winter, Leiterin der Putzmacher-
werkstatt, und Wolfgang Baum, 
Tischler, sprachen für die Beschäf-
tigten. Der bei Stiftungsgründung 
2004 vereinbarte »Kontrahierungs-
zwang«, der die Häuser und das 
Ballett verpflichtet, die eigenen 
Werkstätten zu beauftragen, lau-
fe aus. Er müsste neu vereinbart 
werden, meinte Winter. Stattdes-
sen bekundeten die Opern, ihr 
Auftragsvolumen absenken zu 
wollen. Die Deutsche Oper – als 
einziges Haus in finanziellen Nö-
ten – vergäbe weniger Neuauf-
träge. Die Staatsoper denke darü-
ber nach, vier Bühnenbilder für 
die geplante »Ring«-Produktion – 
man rede über 520.000 Euro – in 
Mailand produzieren zu lassen. Das 
Staatsballett wolle für 110.000 
Euro weniger Leistungen abrufen. 

drei, vier Wochen« noch kritischer 
ausgesehen habe. Auch sei man 
jetzt in den laufenden Tarifge-
sprächen »sehr weit gekom-
men«. Das bestätigte Sabine 
Schöneburg, die für Theater und 
Bühnen zuständige ver.di-Sekre-
tärin mit Blick auf die Verhand-
lungen vom Vormittag. Man müs-
se jedoch abwarten, ob es tat-
sächlich zu einem baldigen Ab-
schluss komme und welche Haus-
haltsplanungen und Lösungsvor-
schläge zur Stiftungsratssitzung 
real auf den Tisch geleget wür-
den. »Bislang gab es bestenfalls 
Versprechungen.« � neh

Mio. Euro zusätzlich erhalten hat-
ten. Die Häuser und das Ballett 
stünden für die Werkstätten in 
der Verantwortung, zumal der 
Bühnenservice als betriebswirt-
schaftliche Konstruktion ohne ei-
genes Budget eben auf Bestel-
lungen angewiesen sei. Theater-
spezifische »Maßanfertigung gibt 
es nicht zum Discountpreis«, 
mahnte die Sprecherin. Von 
»mächtiger Unruhe unter den Be-
schäftigten« berichtete Wolfgang 
Baum. Er forderte, die kunsthand-
werklichen Fachkenntnisse im jet-
zigen Umfang zu erhalten, sie 
seien »der Trumpf der Werkstät-
ten«.

Dr. Axel Baisch, Geschäftsfüh-
render Direktor der Deutschen 
Oper, warf den Gewerkschaftern 
vor, die Situation zu dramatisie-
ren. Zur Stiftungsratssitzung am 
12. Juni wolle man »für diverse 
Probleme Lösungen präsentie-
ren«. Von einer Arbeitsplatzge-
fährdung im genannten Umfang 
könne keine Rede sein, alle Part-
ner hätten sich in der Debatte 
»aufeinander zu bewegt«. Es sei 
klar, dass »die Betriebe in der 
Pflicht« für die Werkstätten seien. 
Das bekräftigte auch Susanne 
Moser, seine Amtskollegin von 
der Komische Oper: Der Bühnen-
service sei als Teil der Stiftung un-
strittig. »Wir wollen keinen Per-
sonalabbau, wir stehen zu un-
seren Werkstätten.« Baisch räum-
te ein, dass die Situation »vor 

Die finanzielle Unterdeckung 
der Werkstätten summiere sich auf 
1,5 Millionen Euro. Real könnte 
das 50 Stellen kosten, mithin ein 
Viertel der Belegschaft des bereits 
geschrumpften Bühnenservices, 
rechnete die Gewerkschafterin 
vor. Das bedrohe die Existenz des 

Gesamtbetriebes, an den auch 
Ausbildungsplätze und theater-
spezifisches Know-how gebun-
den sind. 

Die Gefährdung der Werkstät-
ten geschähe zudem »ohne Not«. 
Winter erinnerte daran, dass die 
Opernbetriebe erst kürzlich 19,8 
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Werkstätten: Wir bauen Marionetten, wollen aber keine sein!

Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Nicht hinter den Kulissen: Pro und Contra zur Pressekonferenz

Dramatik raus oder rein?
In der Opernstiftung wird an der »fünften Säule« gerüttelt

Fachgruppe

Theater und 
Bühnen

Kreatives ist der Trumpf

Gefährdung geschieht 

ganz ohne Not

Ausgeschaltet

Rückwärtsgang wegen 

der Werbekrise

Bei der Motorpresse Stuttgart 
brummt’s nicht mehr. Der Ver-
lag schließt seinen Standort Ber-
lin und streicht Stellen. Von den 
»Strukturmaßnahmen« sind nach 
Verlagsangaben 21 Berliner und 
21 Stuttgarter Mitarbeiter be-
troffen, für die »sozialverträg-
liche und einvernehmliche Lö-
sungen« angestrebt würden. 
Die bisher in Berlin produzierten 
Titel »AutoStraßenverkehr« und 
»4WheelFun« seien von der Kri-
se der Automobilindustrie »be-
sonders hart getroffen« und in 
den bisherigen Strukturen nicht 
mehr wirtschaftlich herzustel-
len. Sie sollen künftig in der 
Stuttgarter Zentrale entstehen. 
Die Titel sollen als Marken erhal-
ten bleiben.



Auch Rundfunkbeschäftigte 
wollen gelegentlich ihre Fa-

milie und ihre Freunde sehen, ha-
ben Hobbys, interessieren sich für 
Kultur, möchten sich politisch en-
gagieren oder müssen mal zum 
Arzt. Legitime Bedürfnisse, die 
Zeit brauchen und geplant wer-
den wollen. All dies wird schwie-
rig angesichts der hochgradig fle-
xiblen Arbeitszeit, die die Ge-
schäftsführung des rbb von ihren 
Mitarbeitern wünscht.

So ist es verständlich, dass am 
14. Mai rund 100 feste und freie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
vor den Tarifverhandlungen zur 
Arbeitszeit im Manteltarifvertrag 
lautstark protestierten. Tatsäch-
lich kam ein wenig Bewegung in 
die insgesamt zähen Verhand-
lungen: Erstmals bietet die Ge-
schäftsleitung Zeitzuschläge für 
kurzfristige Dienstplanänderun
gen an. Gerd Nies, der für ver.di 
die Verhandlungen mit dem rbb 
führte, erläutert: »Aus den ver-
schiedensten Gründen – über de-
ren Unumstößlichkeit noch ge-
stritten werden kann – werden 
im Rundfunk sehr häufig kurzfris

tige flexible Dienste angesetzt.« 
Prinzipiell wolle sich der rbb die 
Möglichkeit offen halten, die Plä-
ne auch am Tag vorher abzuän-
dern, wenn er es für notwendig 
hält. Man habe jedoch den klei-
nen Erfolg erzielt, dass in solchen 
Fällen zukünftig eine Zeitgut-
schrift auf dem Zeitkonto erfolgt. 
Für eine ganze Schicht soll ca. ei-
ne Stunde gutgeschrieben wer-
den. »Dieses Resultat ist nicht 
großartig, aber immerhin ein 
Schritt in die richtige Richtung«, 
sagt Nies.

Als zweites Ergebnis wurde ver-
einbart, dass der Ausgleich für 
die von der Arbeitgeberseite ge-
forderte variable tägliche Arbeits-
zeit zukünftig wieder im Laufe 

von vier Wochen erfolgen muss 
und nicht wie zuletzt in zwölf. 
»Die durchschnittliche, reguläre 
wöchentliche Arbeitszeit stimmt 
ja nicht immer«, erläutert Nies, 
»manche Wochen umfassen 
sechs Arbeitstage, andere viel-
leicht nur vier, außerdem dauert 
nicht jeder Dienst exakt 7,7 Stun-
den.« Die Gewerkschaften hät-
ten sich erfolgreich dafür einge-
setzt, dass keine großen Zeit-
schulden vorgetragen werden. 

Trotz dieser kleinen Erfolge be-
urteilt Nies die Verhandlungen als 
sehr schwierig: »Die Vorstellun
gen der Geschäftsleitung gehen 
nach wie vor in Richtung einer ex-
tremen Variabilität der täglichen 
Arbeitszeit und starken Schwan-

kungen der Zeitkonten. Wir wol-
len hingegen erreichen, dass die 
Arbeitszeit bei aller Flexibilität, 
die das Medium Rundfunk ver-
langt, planbar bleibt.« Tatsächlich 
ist mit den beiden Zugeständnis-
sen das Entgegenkommen der 
Arbeitgeberseite erschöpft. Nach 
wie vor beharrt die Geschäftslei-
tung darauf, die tägliche Arbeits-
zeit zwischen sechs und zehn 
Stunden variabel disponieren zu 
können und Dienstzeiten erst 1,5 
Tage im Voraus festzulegen. Au-
ßerdem will sie für alle Wellen, 
dass fünf Nacht- und Frühdienste 
am Stück im 14-tägigen Turnus 
geplant werden können. Die Ver-
handlungen zur Arbeitszeit wer-
den im August fortgesetzt. Zwi-
schenzeitlich wird es im Juni um 
alle anderen Bestandteile des 
Manteltarifvertrages gehen.

Fast parallel zu den Arbeitszeit-
verhandlungen für die festen Mit-
arbeiter laufen Verhandlungen zu 
den Mindestbedingungen für die 
Freien. Am 27. Mai ging es haupt-
sächlich um die Forderung der 
freien Mitarbeiter, die Kappungs-
grenze für die Bezahlung von Zu-
schlägen und Überstunden abzu-
schaffen. Ein Durchbruch in die-
ser Frage konnte laut Sprecherrat 
der Freienvertretung rbbpro bis-
her nicht erzielt werden.

 Ute Christina Bauer
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Nur hochgradig flexibel ohne legitime Bedürfnisse?

Zugeständnisse, kein Durchbruch
rbb gewährt Zeitzuschläge und beharrt auf variablen Arbeitszeiten

Fachgruppe

 

Medien

So viele Menschen wurden im 
verwaisten DDR-Funkhaus lan

ge nicht gesehen. Die Geschäfts-
leitung der Keshet GmbH & Co. 
Rundfunk-Zentrum Berlin KG hat-
te eingeladen und viele Gäste ka-
men. Am 10. Mai 2009, zum 
Sonntagnachmittag, eröffnete 
das Unternehmen den »Eventbe-
reich«. Die Leitung wollte das Ge-
lände und seine Möglichkeiten 
präsentieren. Schließlich verfü-
gen die denkmalgeschützten Ge-
bäude über zwei große und zwei 
kleine Aufnahmesäle, die durch 
die vorzügliche Akustik höchsten 
Ansprüchen genügen. Darüber 
hinaus gibt es weitere große und 
kleine Räumlichkeiten, u. a. einen 
Saal mit Bühne. 

Glanzpunkt ist der Block B – die 
Produktionsstätte für Musik – mit 
seinem repräsentativen Foyer, wo 
die Eröffnung gefeiert wurde. Zu-

vor hatten Künstlergruppen im 
Kultursaal kleine Programme ge-
boten. Den Abschluss bildete ei-
ne Modenschau – neudeutsch Fa-
shion-Show – im großen Sende-
saal. All das warf die Frage auf: 
»Was könnte künftig hier (im 
Funkhaus) stattfinden?« Die Ant-
wort im ausliegenden Informati-
onsmaterial: Das Funkhaus Nale-
pastraße ist eine einzigartige 
»Eventlocation«. Das architekto-
nische Meisterwerk des Bauhaus-
schülers Franz Ehrlich bietet hi-
storisches 50er Jahre Ambiente, 
Räumlichkeiten für vielerlei An-
lässe mit bis zu 3000 Personen, 
großzügige Freiflächen mit traum-

haftem Spreeblick. So sollen 
künftig in der Nalepastraße Gala-
veranstaltungen und Preisverlei-
hungen stattfinden, Sommer

partys können abgehalten wer-
den, große Dinner und Stehemp-
fänge, Bühnen- und Musikveran-
staltungen, Tanzabende, aber 
auch Filmaufnahmen – wie schon 
von ARD und ZDF praktiziert – 
seien möglich. Die Gäste des 
Nachmittags hatten also Gele-

genheit, den denkmalgeschützten 
Teil des ehemaligen DDR-Rund-
funks zu besichtigen und für 
künftige Vorhaben ins Auge zu 
fassen. Die Geschäftsführung 
hofft, ihr großes Areal in Ober-
schöneweide wieder in den Blick-
punkt gerückt zu haben. So 
fragten Schautafeln im Block B 
und C: Hat es gefunkt? Es ist zu 
hoffen, denn schließlich hatte 
man bei der Übernahme 2007 
die Absicht verkündet, dort ein 
Medien- und Erlebniszentrum 
entwickeln zu wollen. Denn Ra-
dio wird es wohl aus der Nalepa-
straße nie wieder geben. 

� Wolfhard Besser

Nalepastraße: Hat es gefunkt? 
Hoffnung auf neues Leben im Funkhaus als »Eventlocation«

Dinnerparty mit  

Spreeblick

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de



Der diesjährige Kulturlustgar-
ten fand vom 21. bis zum 

24. Mai im Volkspark Mariendorf 
statt. Auf fünf Bühnen wurde von 
früh bis spät in verschiedensten 
Formationen aufgespielt. Angefan
gen von Grundschulbands reichte 
das Spektrum bis zu Senioren-
gruppen. Alle haben gezeigt, mit 
wie viel Spaß und Enthusiasmus 
zusammen musiziert werden kann. 
Auffallend war dabei die Vielfalt 
der Kulturen, die das Fest zu bie-
ten hatte. Das Besondere war 
aber nicht die alleinige Anzahl 
der verschiedenen Stile, sondern 
deren Kombination! So hat sich 
z. B. eine Big Band mit diversen 
Perkussioninstrumenten während 
des Konzertes in eine Salsaband 
verwandelt, Musiker haben bei 
anderen Gruppen ausgeholfen 
oder sind für musikalische Einla-
gen eingestiegen.

Diese Integration ist ein Spiegel
bild der alltäglichen Musikschul-
arbeit. Seit Jahrzehnten wird Inte-
gration als Selbstverständlichkeit 
praktiziert! Wir haben Menschen 
aus ihrer durch Sprachdefizite oder 
andere Hinderungsgründe beding
ten Abschottung geholt und ihnen 
mit musikalischer Kommunikation 
einen emotionalen Halt gegeben, 
der im Alltag das Miteinander för

dert und Kontakte leichter knüp-
fen lässt. Die aus gemeinsamem 
Musizieren erlangte Motivation des 
Teilhabens an der Gesellschaft hat 
eine Öffnung ermöglicht. Das 
stärkt die sozialen Bindungen der 
Teilnehmer und schafft somit eine 
eigene, von der Herkunft unab-
hängige Identität. Wie auch unse
re Erfahrungen gezeigt haben, ist 
dieser sozialpädagogische Aspekt 
eigener musikalischer Arbeit be-

sonders für Kinder und Jugendli-
che bedeutend. Wer miteinander 
auf der Bühne steht, findet auch 
sonst leichter zueinander.

Musik ist an sich bereits multi-
kulturell. Andere Kulturen waren 
und sind immer Bestandteil der 
Weiterentwicklung diverser Musik
richtungen. Ist doch ein Aufgreifen 
von Elementen anderer Musik-
formen, deren Einbeziehung und 
auch Weiterverarbeitung stets zu 

erkennen. So muss die Integration 
nicht angeordnet werden. Men-
schen werden mit Musik direkt er
reicht. Musiziert wird überall, in al
len Altersstufen, mit verschieden
sten Formationen und Ansprü-
chen. Generell wird aufeinander 
zugegangen, verschiedene Ein-
flüsse verbinden sich. Es müssen 
weiterhin alle integriert werden 
und nicht nur »die Anderen«! 

Lutz Fußangel
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Musik wirkt ganz direkt
Wer miteinander auf der Bühne steht, findet leichter zueinander

Anfang April 2009 fand in Ber-
lin der Bundesparteitag der NPD 
statt. Gewerkschaften hatten 
Journalistinnen und Journalisten 
bereits im Vorfeld davor gewarnt, 
bei der Akkreditierung ihren Per-
sonalausweis oder Reisepass vor-
zulegen. »Die persönlichen Daten 
von Journalistinnen und Journa-
listen gehen die NPD nichts an«, 
wurde betont. Auch für die NPD 
müsse der Presseausweis als Legi-
timation ausreichen. Kritisiert 
wurde die Ankündigung, Journa-
listen zu den Beratungen des Par-
teitags gar nicht zuzulassen. 

Vor Ort versuchte der »NPD-
Ordnerdienst« tatsächlich, Journa
listinnen und Journalisten vom 
Gelände des Rathauses Reinicken

dorf fernzuhalten. Die Medien-
vertreter konnten sich gegen die-
se Schikanen durchsetzen, da die 
NPD nur einen Saal und nicht das 
ganze Gebäude gemietet hatte. 
Doch ließ der Ordnerdienst-Chef 
einzelne Journalisten wissen: »Ich 
kann für Ihre Sicherheit hier nicht 
garantieren. Wenn Sie hier rein-
wollen, müssen Sie neben jeden 
Medienvertreter einen Polizisten 
stellen.« Es war der Polizeiprä-
senz zu verdanken, dass es »nur« 
vereinzelt zu Pöbeleien, Beleidi-
gungen und Rempeleien gegen 
Vertreter der »Feindpresse« kam. 
NPD-Anhänger gingen etwa mas-
siv auf ein Kamerateam los. Der 
Berliner Tagesspiegel berichtete 
von Beschimpfungen als »Juden-
knecht« und der Drohung »Alle 
aufhängen!«. Ein NPD-Funktionär 

aus Mecklenburg-Vorpommern 
beschimpfte in seiner Parteitags-
Rede anwesende Medienvertre-
ter als einen »Haufen Geschmeiß« 
und beantragte ihren Rauswurf. 
Der Redner ließ es sich nicht neh-
men, einen freien Journalisten 

namentlich zu denunzieren. »Die 
Presse lügt, die Presse lügt« skan-
dierten die Delegierten daraufhin 
und folgten dem Antrag mehr-
heitlich. 

Selbst bei der sogenannten 
Pressekonferenz der NPD waren 
Polizeibeamte in voller Kampfaus
rüstung anwesend, um die Ver-

treter der Medien bei Bedarf vor 
Aggressionen zu schützen. Der 
NPD-Pressesprecher machte un-
geniert Vorschriften: «Vom Präsi-
dium keine Fotos aus der Frosch-
perspektive. Bilder nur aus Au-
genhöhe«. Einen dpa-Fotografen 
verwies die NPD aus dem Ta-
gungssaal und erstattete laut 
Presseberichten sogar Strafanzei-
ge gegen ihn. 

Das Verhalten gegenüber der 
Presse macht deutlich, dass es 
sich bei der NPD nicht – wie be-
dauerlicherweise in einer DJV-
Pressemitteilung dargestellt – um 
»eine im demokratischen Spek-
trum agierende Partei« handelt. 
Das sollte in den Medien auch 
weiterhin benannt werden – un-
beeindruckt aller Einschüchte-
rungsversuche. � Th. Wesenberg

Pressehatz beim NPD-Bundesparteitag 

Weder Demokratie  

noch gute Sitten

Fachgruppe

Musik

Fachgruppe

 

Medien

Nicht mehr »Sparen bis es 
quietscht«: Fachgruppen-
vorsitzender Stefan Gretsch 
(2.v.r.) übergab am 8. Juni 
dem Regierenden Bürger-
meister einen Offenen 
Brief zur Situation der Ho-
norarkräfte an den Berliner 
Musikschulen. Sie sichern 
in der Hauptstadt etwa 90 
Prozent des Musikunter-
richts, verdienen im Durch-
schnitt nur 1250 Euro und 
sind schlecht abgesichert. 
In dem Schreiben werden 
mehr feste Stellen und  
Angleichung an die Tarifre-
gelungen des öffentlichen 
Dienstes gefordert.

Offenen Brief übergeben

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Seit sieben Jahren hat sich 
nichts mehr bewegt in den 

Tarifverhandlungen zwischen ver.
di und dem Bund der Öffentlich 
bestellten Vermessungsingeni-
eure (ÖbVI). Seit 2002 ist der Ta-
rifvertrag in der Nachwirkung. 
Tarifverhandlungen hatten bisher 
immer nur den Willen der Öffent-
lich bestellten Vermessungsinge-
nieure als Arbeitgeber gezeigt, 
die Gehälter und Leistungen, vor 
allem für die älteren Beschäf-
tigten, zu verschlechtern. Mit 
dem Berliner Ingenieur Gregor 
Heidebring als ihrem bundess-
weiten Sprecher wollen die Be-
schäftigten der ÖbVI nun einen 
neuen Anlauf für erfolgreiche Ta-
rifverhandlungen nehmen.

Dieser Stillstand steht im Ge-
gensatz zu Jahrzehnten früherer 
gemeinsamer Tarifpolitik bei den 

vor der ver.di-Gründung von der 
DAG vertretenen Beschäftigten 
dieser Branche mit ihren Arbeit-
gebern. Doch deren Einigungs-
wille hat spürbar nachgelassen. 
Der Stillstand bedeutet auch, dass 
die Beschäftigten, die zur ver.di-
Fachgruppe Industrie und Indus-
trielle Dienstleistungen im Fach-
bereich Medien, Kunst und In-
dustrie gehören, in den ver-
gangenen Jahren von der Ein-
kommensentwicklung anderer 
Arbeitnehmer abgekoppelt wur-
den. Deshalb gilt die Aufmerk-
samkeit dieser Beschäftigten-
gruppe in ihrer kleingliedrigen 
Berufssparte nun der verstärkten 
Organisation und Motivation der 
Kolleginnen und Kollegen. 

Öffentlich bestellte Vermes
sungsingenieure, die es in allen 
Bundesländern außer Bayern 
gibt, sind Träger eines öffent-
lichen Amts, sie sind vom jewei-
ligen Bundesland beliehene Frei-
berufler. Der ÖbVI wirkt an Auf-
gaben der öffentlichen Landes-

vermessung mit, ist im amtlichen 
Katasterwesen sowie bei der 
Grundstücksbewertung tätig. Er 
arbeitet an Bebauungs- oder Flä-
chennutzungsplänen mit. Die Be-
stellung zum ÖbVI erfordert Be-
rufserfahrung sowie die Eignung 
zum höheren oder gehobenen 
vermessungstechnischen Verwal-
tungsdienst. Auftraggeber sind 
Kommunen und Länder, aber 
auch private Bauherren, Grund-
stückseigentümer, Notare und 
Architekten. Außerdem kann der 
ÖbVI Sachverständigengutachten 
verfassen.

Der Weg zum ÖbVI führt wie 
der vieler seiner Angestellten über 
Studiengänge an der Universität 

oder der Fachhochschule. In den 
Büros der ÖbVI gibt es aber auch 
die duale Ausbildung zum Ver-
messungstechniker. 2010 soll der 
neu geschaffene Beruf des Geo-
matikers dazukommen, wie auf 
den Internetseiten des Berufsbil-
dungsinstituts BIBB bereits ange-
kündigt ist. Während der Vermes-
sungstechniker eher technisch, 
mathematisch, projektorientiert 
ausgerichtet ist, wird der Geoma-
tiker schwerpunktmäßig die In-
formationsverarbeitung und -dar-
stellung betonen und kartogra-
fische Elemente erarbeiten. 

Seit 1995 sinkt allerdings die 
Zahl der Ausbildungsverträge für 
Vermessungstechniker, was nach 

den Beobachtungen von Gregor 
Heidebring und seinem Berliner 
Kollegen und Vorgänger im ge-
werkschaftlichen Ehrenamt Chri-
stoph Gerhard weniger an den 
Firmen der ÖbVI liegt, sondern 
am öffentlichen Dienst, der seine 
Ausbildungskapazität stark zu-
rückgefahren hat. Heidebring 
schätzt, dass es etwa 1300 ÖbVI 
in Deutschland gibt, die früher 
durchschnittlich zehn Angestellte 
hatten. Heute sind die Büros 
meist auf drei bis vier Mitarbeiter 
geschrumpft. In den vergangenen 
Jahren habe die Branche in Berlin 
und Brandenburg gut ein Viertel 
der Stellen verloren, meinen Hei-
debring und Gerhard. Die nach-
lassende Bautätigkeit trifft auch 
Vermessungsingenieure und -tech
niker. Doch Heidebring rechnet 

mit einem neuen Aufschwung im 
nächsten Jahr. Und damit auch 
mit einer günstigeren Ausgangs-
position, um neue Tarifverhand-
lungen endlich zu einem erfolg-
reichen Abschluss zu bringen.

Susanne Stracke-Neumann

Kontakt zum neuen Bundessprecher 
der Beschäftigten bei Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieuren: Gre-
gor Heidebring, g-heidebring@versa-
net.de
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Den Stillstand überwinden
Angestellte der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure brauchen Tarifvertrag

Senioren werden laut
2. Juli: Kundgebung zur Rentenangleichung

Fachgruppe
 

Industrielle 

Dienstleistungen

Aufschwung für 

erfolgreichen Abschluss

Einigungswille hat 

nachgelassen

Seit sieben Jahren den Tarifvertrag im Visier

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Arbeitskreis
 

Aktive 
Senioren

als Rednerin wird u.a. ver.di-Lan-
deschefin Susanne Stumpenhu
sen erwartet. Auch die Senioren-
vertreter des Fachbereiches Medi-
en, Kunst und Industrie rufen zu 
einer zahlreichen Teilnahme auf. 
(Siehe:www.verdi-senioren.de/
berlin)

Das ver.di-Ressort Sozialpolitik 
hat die Broschüre »Wann in Ren-
te? Wie in Altersteilzeit?« aktuali-
siert und bearbeitet. Sie infor-
miert nun auf dem neuesten 
Stand über alle Fragen des Ren-
tenzugangs und enthält Tabellen 

über evtl. Abschläge. In Teil 2 in-
formiert die Publikation zur aktu-
ellen Rechtslage rund um die Al-
tersteilzeit. Teil 3 betrachtet den 
Übergang in die Rente und warnt 
vor Fallstricken bei Altersteilzeit, 
Teilrente und Langzeitkonten. Die 
Broschüre ist für 2 Euro unter 
http://sozialpolitik.verdi.de/publi-
kationen/bestellen oder telefo-
nisch unter 030 / 69 56-21 44 an-
zufordern. Mitglieder können sie 
auch kostenfrei aus dem Netz 
herunterladen (https://mitglieder-
netz.verdi.de).�  neh

Stellen Sie endlich die Einheit 
im deutschen Rentenrecht 

her!« heißt das Motto. Gemein-
sam mit anderen Gewerkschaften, 
dem Sozialverband Deutschland 
und der Volkssolidarität wollen 
die Berliner ver.di-SeniorInnen am 
2. Juli vor dem Deutschen Bun-
destag auf die noch fehlende 
Rentenangleichung Ost aufmerk-
sam machen. Sie fordern, das ver.
di-Stufenmodell für eine gerechte 
Rentenangleichung in den neuen 
Bundesländern umzusetzen. Die 
Kundgebung beginnt um 11 Uhr, 
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stand beraten wollen. Anmel-
dungen bitte unter der Rufnum-
mer: 88 66-54 02.

	 Senioren

ADN-Senioren: Am letzten Mon-
tag jedes Monats (außer Dezem-
ber) um 14 Uhr in der Begegnungs-
stätte der Volkssolidarität, Torstr. 
203-206, 10115 Berlin. 

»Alte-Barden-Runde«: Jeden 
zweiten und vierten Mittwoch im 
Monat um 15 Uhr im Restaurant 
»Alter Krug«. Dahlem, Königin-
Luise-Str. 52, 14195 Berlin.

Rundfunksenioren: Erinnerung: 
Sommerfest im Springbornclub 
am 24. Juni ab 14 Uhr.

	 Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di 
Berlin treffen sich jeden 2. und 
4. Donnerstag um 17.30 Uhr in 
der Köpenicker Str. 30. Kontakt: 
Ulla Pingel, Tel. 030-621 24 50, 
E-Mail: ulla.pingel@gmx.de. Bernd 
Wagner, Tel. 01 60-7 70 59 05, 
E-Mail: bernd.wagner@verdi-
berlin.de

	 Literatur

VS-Stammtisch: Jeden ersten 
Donnerstag im Monat im »Terzo 
Mondo«, ab 19 Uhr, Grolmanstr. 
28, zwei Minuten vom U-Bhf. Uh-
landstr. (U 15) oder vom S-Bhf. 
Savignyplatz entfernt.

	 Jugend

medien.k.ind: Netzwerk von JAV 
und jungen Beschäftigten in der 
Medien- und Kulturbranche. Eh-
renamtliche bauen eine Jugend-
struktur auf, sorgen für Mei-
nungsaustausch und Mitmachen. 
Treffen: jeden ersten Mittwoch 
im Monat, 18 Uhr, Gewerk-
schaftshaus Köpenicker Str. 30.

	 Bildende Kunst

Ausstellung »ErdAnsichten« – 
Zur Erinnerung: Bewerbungs-
schluss für die Ausstellung »Erd-
Ansichten« ist der 31. August 
2009. Bewerbungen bitte an: ver.
di, Landesbezirk Berlin-Branden-
burg, Fachgruppe Bildende Kunst, 
Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin

sabethkirchstraße 3 (zwischen S-
Bahn Nordbahnhof und U-Bahn 
Rosenthaler Platz) siehe: www.
dju-berlinbb.de

Tagesseminar »Selbstvermark-
tung freier journalistischer Arbeit« 
am 29. September 2009, 9.30 bis 
16.30 Uhr, Köpenicker Str. 30, 
10179 Berlin, Raum 4.12. Das Se-
minar soll größere Sicherheit bei 
der Erschließung des Medienmark
tes und der Vermarktung journa-
listischer Leistungen vermitteln so
wie in der Praxis anwendbare Bei-
spiele für die Selbstvermarktung 
zur Diskussion stellen.  Tipps und 
Empfehlungen gibt es vor allem 
zu: Kontaktaufbau, Marktbeobach
tungen und -erschließung, Hono-
raren, Marktpreisen, Informations
beschaffung, Mehrfachverwertung, 
Marktvorteilen durch Gemein-
schaftsgründungen. Anmeldung: 
Tel.: 0 30/ 88 66-41 06, E-Mail: 
Andreas.Koehn@verdi.de, Post: 
ver.di Berlin-Brandenburg, FB 8, 
Köpenicker Str., 30, 10179 Berlin. 
Mitglieder zahlen 13, sonst 50 
Euro.

	 Musik

Vorstandssitzungen finden mo-
natlich statt. Das Büro gibt über 
die Termine Auskunft. Der erste 
Tagesordnungspunkt wird für 
Mitglieder reserviert, die Pro-
bleme persönlich mit dem Vor-

Die Homepage des ver.di-Fachbereiches 8 
im Landesbezirk Berlin-Brandenburg ist erreichbar unter: 

www.medien-kunst-industrie.bb.verdi.de

MedienGalerie

Bis zum 16. Juli läuft die Aus-
stellung »Die Unsichtbaren II« 
(siehe Seite 3). Nach der Som-
merpause wird zum Gedenken 
an den 70. Jahrestag des Beginns 
des zweiten Weltkrieges die 
Schau »Sie verweigerten 
sich« gezeigt. Sie befasst sich 
mit »Kriegsdienstverweigerern, 
Überläufern, Wehrkraftzerset-
zern und ›Kriegsverrätern‹«. Die 
Vernissage findet am 27. Au-
gust um 18 Uhr statt. Die Aus-
stellung wird von zahlreichen 
Veranstaltungen begleitet und 
bis 9. Oktober geöffnet sein.
www.mediengalerie.org

	 Medien
Actorstable für Darstellerinnen 
und Darsteller der Film- und Fern-
sehbranche an jedem ersten 
Montag im Monat ab 18 Uhr im 
Café Rix, Karl-Marx-Str. 141 (di-
rekt U-Bhf. Karl-Marx-Str.) Rück-
fragen: Tel. 030-8 34 16 01, Eve-
lin Gundlach.

IOJ-Sprechstunde: Jeden 2. Diens-
tag des Monats, 13 bis 15 Uhr, 
Köpenicker Str. 30. Infos: www.ioj-
journalisten-international.de, E-
mail: ioj_deutschland@ yahoo.de

Medientreff für dju-Mitglieder 
und freie Medienschaffende aus 
Privatrundfunk, Film, AV-Produk-
tion und Neuen Medien. an je-
dem zweiten Dienstag im Monat 
ab 19 Uhr in Soppy Joe’s Bar, Eli-

Podiumsdiskussion »Wer für 
die Kunst lebt, soll auch von der 
Kunst leben können« mit Künst-
lerinnen und Künstlern und Mit-
gliedern des Bundestages am 8. 
Juli 2009, ab 17.00 Uhr, im ver.di 
Haus, Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin, Raum 6.04/6.05 (siehe 
auch Seite 10) 

	 Theater & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsfüh-
renden Vorstands der FG 10 am 
2. Montag des Monats. Infos: 
Tel. 030-88 66-54 12.

VS Berlin

Reihe: Fast vergessene 

SchriftstellerInnen 

Ferdinand Hardekopf (1876-
1954) – Leben und Werk des 
Dichters wird vorgestellt von 
Armin Strohmeyr und Angelika 
Michaelis am 16. Juli 2009, ab 
19.30 Uhr, im Literaturhaus Ber-
lin, Fasanenstr. 23, Kaminraum.
Telefonische Auskünfte: 030-88 
66-54 03.

Gutenberg trifft medien.k.ind
Programm:
16.00 Uhr »Vogelfrei« – ein 
tänzerischer Überraschungsbeitrag
16.15 Uhr Senhor Alfredo und seine 
Vimmba-hit group: nur ihm gelingt 
es, das Boxen mit dem Musikmachen 
zu verbinden
17.30 Uhr medien.k.ind in ver.di: ein  
außergewöhnlicher »Zoo« stellt sich vor
18.00 Uhr unser DJ bringt alle auf Touren
•	 Damit die Kurzen nicht zu kurz kommen, gibt es Pflastermalerei, 
Schminken und kleine Überraschungen
•	 Schusterjunge und Zwiebelfisch: typographische und andere Spei-
sen, labende und anregende Getränke
•	 Die Jünger und Mägde der Schwarzen Kunst sowie alle anderen 
sind ganz herzlich eingeladen von Karl-Richter-Verein e.V., 
medien.k.ind in ver.di, ver.di MedienGalerie, Fachbereich Medien, 
Kunst und Industrie ver.di Berlin-Brandenburg

Im Hof des Hauses der Buchdrucker, Dudenstraße 10,  
10965 Berlin-Kreuzberg, (U-Bhf Platz der Luftbrücke, Bus 104)

Johannisfest am 27. Juni 2009



Mitte Juni wollen Studieren-
de gemeinsam mit Schüle-

rinnen und Schülern für bessere 
Bildung protestieren. Die Vorbe-
reitungen für diesen bundeswei-
ten Bildungsstreik laufen seit Mo-
naten, es wird mobilisiert und in-
formiert. Berliner Studenten tausch
ten sich auch über internationale 
Aktionen und Erfahrungen aus. 
Am 15. Mai waren Studierende 
aus Spanien in Berlin, um über ih-
re Proteste gegen die europäische 
Studienstrukturreform, den soge-
nannten Bologna-Prozess, zu be-
richten. Nach Vorträgen an der 
Humboldt- und der Freien Univer-
sität war ein Pressegespräch in 
Kreuzberg geplant. Das wurde je-
doch mit einem Großeinsatz der 
Berliner Polizei verhindert.

Freitagabend kurz vor acht. Ein 
kleines Café am Kottbusser Tor. 
Das Pressegespräch zu internatio-
nalen Studierendenprotesten soll 
gleich beginnen, es wird noch auf 
Teilnehmer gewartet. Die Lage ist 

entspannt, Einige essen oder trin-
ken etwas. Plötzlich stürmten et-
wa ein Dutzend behelmte Polizei-
kräfte heran. Die Tische im Au-
ßenbereich des Cafés »BackHaus 
Simitdchi« werden umstellt. Ge-
brüll: »He, du da! Lass sofort das 
Telefonieren sein«. Nachfragen, 
was es mit diesem Einsatz auf sich 
hat, werden nicht beantwortet.

Weitere Beamte eilen herzu 
und Polizeifahrzeuge werden vor-
gefahren. Ein Journalist zückt sei-
ne Kamera und beginnt, Fotos 

von der ungeheuerlichen Situation 
zu machen. Ein Polizist tritt an ihn 
heran: »Wir haben den konkreten 
Verdacht, dass Sie die hier ge-
machten Fotos veröffentlichen 
werden. Sollten Sie weiter foto-
grafieren, werden wir ihre Kame-
ra beschlagnahmen.« Der Foto-
graf beruft sich auf die Pressefrei-
heit. Die schroffe Entgegenung 
des Gesetzeshüters: »Meine An-
sage war kein Diskussionsbeitrag.« 
Auf die Frage nach der Dienst-
nummer bekundet der Beamte, 
für solches Geplänkel gerade kei-
ne Zeit zu haben. Geradezu tri-
umphal schildert er stattdessen in 
sein Funkgerät, dass er einem Fo-
tografen erfolgreich gedroht hat, 
die Kamera abzunehmen.

Inzwischen ist die komplette 
Straße mit Polizeifahrzeugen zu
geparkt. Mehr als 100 Polizisten 
sind vor Ort: neben Beamten der 
21. Berliner Einsatzhundertschaft 
und der Direktionshundertschaft 
Kreuzberg-Friedrichshain auch Zi-
vilbeamte vom polizeilichen Staats
schutz des Landeskriminalamts. 
Auf die wiederholte Frage, warum 
dieser Einsatz stattfindet, folgt nur 
die Erklärung, dass das Kottbusser 
Tor ein Gefahrenschwerpunkt sei 
und hier andere Regeln gelten. Die 
Suche nach einem verantwort-
lichen Beamten läuft ins Leere: 
»Warum wollen Sie die den spre-
chen? Reden Sie doch mit uns.«

Augenblicke später werden alle 
Anwesenden einzeln abgeführt 
und in Polizeifahrzeuge gebracht. 
Die Personalausweise werden ein
gesammelt. Taschen werden durch
sucht, Körper abgetastet. Eine 
Beamtin erklärt, dass ja alle 
wüssten »warum wir hier sind«, 
nämlich wegen einer nicht ange-

meldete Demonstration. Der Poli-
zeifunk im Fahrzeug verrät, dass 
in Nebenstraßen weitere Personen 
aufgegriffen wurden. Welche, die 
wohl auch so aussahen als könn
ten sie demonstrieren gehen. 
Nach achtzig Minuten erklärt ein 
Beamter, dass nun ein Kollege 
vom polizeilichen Staatsschutz vor

beikommen werde. »Der sieht Sie 
jetzt mal an. Wenn er Sie nicht 
kennt, können Sie wieder gehen.« 
Weitere zehn Minuten später, al-
so etwa eineinhalb Stunden nach 
Beginn der Festnahmen, darf der 
erste das Fahrzeug verlassen. Egal, 
ob jemand einen Presseausweis hat 
oder nicht – es gibt Platzverweise 
für halb Kreuzberg. »Sie können 
sich ja beschweren – aber das än-
dert erstmal nichts daran, dass 
Sie hier weg müssen«, heißt es. 

Am Folgetag gab die Berliner 
Polizei eine Presseerklärung heraus 
und verkündete, dass eine »nicht 
angemeldete Versammlung in 
Kreuzberg aufgelöst« wurde. De-
borah Naumann vom Allgemeinen 
Studierendenausschuss der FU 
Berlin konterte: »Das geplante 
Pressegespräch war keine Ver-
sammlung im Sinne des Ver-
sammlungsgesetzes. Wo kommen 
wir hin, wenn wir neuerdings je-
des Treffen mit Journalistinnen 
und Journalisten bei der Polizei 
anmelden müssten?«

Kritik kommt nicht nur von den 
Studierenden. Berlins Landesvor-
sitzende der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft Rose-

Marie Seggelke befürchtete, »dass 
hier kritische Menschen, die sich 
gegen die Bildungsmisere in ihren 
Ländern engagieren, eingeschüch
tert werden« sollten. Auch die 
Deutsche Journalistinnen- und 
Journalisten-Union in ver.di pro-
testierte umgehend. In dju-Brie-
fen an Polizeipräsident Dieter 
Glietsch und Innensenator Kör-
ting heißt es: »Wir erwarten, dass 
dieser Vorfall von Ihnen lückenlos 
aufgeklärt und die Öffentlichkeit 
über das Ergebnis informiert wird. 
Eine Entschuldigung Ihrerseits ge-
genüber den Pressevertretern hal-
ten wir für das Mindeste...«

Die Pressestelle der Berliner Po-
lizei reagierte am 19. Mai mit einer 
schriftlichen Stellungnahme auf 
Medienanfragen. Danach habe 
sich der Einsatz gegen eine Perso-
nengruppe gerichtet, »die sich im 
Bereich der Freitreppe am Kottbus
ser Tor versammelte«. Und wei-
ter: »Anders als behauptet, er-
folgte der Einsatz nicht im ‚Back-
haus Simitdchi’ und galt auch 
nicht einer Pressekonferenz«.

In der taz vom 20. Mai bildete 
das Thema den Aufmacher des 
Berlin-Teils. Neben der Aussage 
eines Backhaus-Mitarbeiters, der 
die Schilderungen der betroffe
nen Studierenden und Journalis
ten bestätigte, war ein Foto vom 
Polizeieinsatz am Café abge-
druckt. Am 25. Mai rechtfertig-
ten Innensenator Körting und Po-
lizeipräsident Glietsch im Innen-
ausschuss den Polizeieinsatz als 
»korrekt abgelaufen«. Laut dpa 
erklärten die Herren: »Die Poli-
zisten hätten angemessen gehan-
delt, als sie 22 Menschen fest
hielten und kontrollierten... Die 
Gruppe hatte eine Fahne mitge-
führt. Die Polizisten seien von einer 
nicht angemeldeten Demonstra
tion ausgegangen« und hätten 
»Platzverweise ausgesprochen. 
Zwei Sturmhauben seien be-
schlagnahmt worden.« 

Björn Kietzmann
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Platzverweis auch mit 
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Wenn andere Regeln gelten
Pressetermin in Kreuzberg wurde zum Polizeieinsatz


